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freitag, den 25. December 1896. 


Jahrgang V. 


— 


Pränumerationspreiſe: 


5. 75 


Für Wien: ohne Zuſtellung ganzjährig 6 fl., halbjährig 3 fl. 
mit Zuſtellung ganzjährig 7 fl., halbjährig 3 fl. 50 kr. 


| Für die Provinz: ganzjährig d fl., halbjährig 4 fl. 


Einzeluexemplare a 10 kr. im Nedactionslocale im Rathhauſe. 


Gemeinderath. 
Slenographiſcher Bericht 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes 

der k. k. Reichs haupt— und Reſidenzſtadt Wien vom 

22. December 1896 unter dem Vorſitze des Bürger— 

meiſters Joſef Strobach und des Vice-Bürgermeiſters 
Dr. Karl Lueger. 


Rürgermeiſter Strobach: Die Verſammlung iſt beſchluſs— 
fähig, die Sitzung eröffnet. 

1. Von der heutigen Sitzung entſchuldigen ihr Ausbleiben 
die Herren Gem.⸗Räthe Siegmeth, Bärtl und Schreiner. 


2. Dem Herrn Gem.⸗Rathe Schuh habe ich einen Urlaub 
in der Dauer von drei Wochen ertheilt. 


3. Frau Anna Schlögl ſpendete für die Armen von 
Fünfhaus 50 fl., für die Armen von Rudolfsheim 20 fl., zus 
ſammen 70 fl. 


4. Ein Ungenanntſeinwollender ſpendete für die Armen der 
Stadt Wien den Betrag von 50 fl. 

Die Verſammlung ſpricht den Dank aus. 

Ich bitte den Herrn Schriftführer, die Einläufe zu verleſen. 

Schriftführer Gem.-Rath Obriſt (liest): 

5. Interpellation der Gem. -Räthe Schlögl und 
Siegmeth: 

Die Beamten der ſtädtiſchen Pfandleihanſtalt im XIV. Bezirke haben 
vor längerer Zeit um ihre definitive Anſtellung angeſucht, ohne bisher eine 
Erledigung ihres Geſuches erhalten zu haben. 


Am 3. Juni 1896 hat der Herr Bürgermeiſter über eine von Seite des 
Herrn Gem.⸗Rathes Brauneiß an ihn gerichtete Interpellation erklärt, dass 
er dem Gegenſtande feine Aufmerksamkeit ſchenken und die Angelegenheit be— 
treiben werde. 


Nachdem nun trotz alledem ſeither bereits fünf Monate verfloſſen ſind, 
ohne dafs die Erledigung dieſer Frage, welche dem geſammten Beamten- 
perſonale der genannten Auſtalt ſo ſehr am Herzen liegt, und durch welche 
ſchreienden Übelſtänden abgeholfen werden ſoll, erfolgt wäre, erlauben ſich die 
Gefertigten, an den hochgeehrten Herrn Bürgermeiſter die Anfrage zu ſtellen: 


Iſt der Herr Bürgermeiſter geneigt, dieſe Angelegenheit, 
welche trotz der in oberwähnter Interpellations-Beantwortung 
enthaltenen Zuſage noch immer nicht erledigt iſt, nunmehr energiſch 
zu betreiben, um dieſelbe endlich zum Abſchluſſe zu bringen? 

Bürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf zu erwidern, 
daſs mir ſeitens des Magiſtrates bisher keine Vorlage zugekommen 
iſt; ich bin aber geneigt, die Urgierung des Antrages neuerdings 
vorzunehmen. (Beifall links.) 


Schriftführer Hem.-Nath Obriſt (liest): 


6. Antrag des Gem.-Nathes Dr. Gruber und Genoſſen: 


Nach 87 der Gemeinde-Wahlordnung für die Reichshaupt- und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien vom 19. December 1890, L.⸗G.-Bl. Nr. 45, erſcheinen Communal— 
beamte und ſonſtige Angeftellte der Gemeinde in die Gemeindevertretung nicht 
wählbar. 


Hiedurch iſt den Communalbeamten im Gegenſatze zu den Landes- und 
Fondsbeamten, ſowie zu den Privatangeſtellten ein wichtiges, durch die Ber 
faſſung gewährleiſtetes politiſches Recht entzogen. 

Während die Staatsbeamten in den Reichsrath, die Landesbeamten in 
den Landtag gewählt werden können, während ferner Staatsbeamte, Landes⸗ 
beamte und Lehrer in die Gemeindevertretung und ſomit namentlich Lehrer 
in den Ortsſchulrath und Bezirksſchulrath gewählt werden können, ſind bis 
jetzt die Gemeindebeamten des paſſiven Wahlrechtes in die Gemeindevertretung, 
in den Bezirksausſchuſs, in den Orts- und Bezirksſchulrath nicht theilhaftig. 

So wie es ungereimt iſt, gerade den Communalbeamten, welche beſondere 
Kenntniſſe in Angelegenheiten der adminiſtrativen Verwaltung beſitzen, die 
Möglichkeit zu nehmen, durch das Vertrauen der Bevölkerung in die Ge— 
meindevertretung entſendet zu werden, erſcheint es an und für ſich ungerecht, 
Communalbeamte von dem politiſchen Ehrenrechte der Wählbarkeit auszu— 
ſchließen und ſie in dieſer Beziehung auf eine Stufe zu ſtellen mit Cridataren 
und Verbrechern, wobei nur der eine Unterſchied beſteht, dafs die als Cridatare 
und Verbrecher bemakelten Menſchen mit Recht vom Wahlrechte ausge— 
ſchloſſen ſind. 

Als Argument gegen die Ertheilung des paſſiven Wahlrechtes für die 
Communalbeamten wird angeführt, dass fie von den Steuergeldern bezahlt 
werden. Dasſelbe trifft aber auch bei Staats- und Landesbeamten zu. 


Sowie es bei dieſen beiden Beamtenkategorien niemanden einfällt, ihnen 
das paſſive Wahlrecht in die Gemeindevertretung zu entziehen, ſo darf dieſer 
Umſtand auch nicht die Com munalbeamten zu Gemeindemitgliedern II. Claſſe 
degradiereu. 
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Gegen die Zuerkennung des paſſiven Wahlrechtes an die Communal⸗ 
beamten in die Gemeindevertretung wird weiter geltend gemacht, dass fie nicht 
zugleich Verwaltungs- und Auſſichtsorgane fein können. 

Darauf iſt zu erwidern, daſs zum Beiſpiel auch die Stadtraths⸗Mitglieder, 
und dies im weit erhöhterem Maße als wie die Gemeindebeamten, Ver⸗ 
waltungsorgane find und gleichzeitig in ihrer Eigenſchaft als Gemeinderaths⸗ 
Mitglieder auch als Controlorgane erſcheinen. 

Wenn endlich als Argument gegen die Ertheilung des paſſiven Wahl⸗ 
rechtes angeführt wird, dass das Verhältnis der Subordination gegenüber 
dem Bürgermeiſter leiden könnte, ſo iſt allerdings der Gemeindebeamte, welcher 
als Gemeindevertreter gewählt iſt, in Ausübung feiner Function als Ge- 
meindevertreter nicht ſubordiniert. 

Allein, er bleibt dem Bürgermeiſter, ſowie dem Gemeinderaths-Präſidium 
in ſeiner berufsmäßigen und amtlichen Stellung nicht minder ſubordiniert, 
wie etwa der Communallehrer, dem das paſſive Wahlrecht zuſteht. 

Der in Rede ſtehende Antrag erſcheint aber auch durch die Erwägung 
begründet, daſs die politiſche Rechtloſigkeit möglichſt eingeengt werden mußs. 

Daher ſtellen die Gefertigten den Antrag: 

Der löbliche Gemeinderath wolle an den niederöſterreichiſchen 
Landtag eine Petition richten, den S 7 der Wiener Gemeinde— 
raths⸗Wahlordnung abzuändern und den Communalbeamten das 


paſſive Wahlrecht in die Gemeindevertretung zuzuerkennen. 


Vürgermeiſter: Wird der geſchäftsordnungsmäßigen Be⸗ 
handlung zugeführt werden. 


Schriftführer Gem.-Nath Obriſt (liest): 
€. Antrag des Gem.-Nathes Steiner und Genoſſen, 
eingebracht in der Sitzung vom 22. December 1896: 


In der Erwägung, dafs di f nanzielle Lage der Gemeinde Wien eine 
Erhöhung der laufenden Einnahm erheiſcht, dieſe Erhöhung aber nur durch 
Ausſchreibung von Abgaben in enen Kreiſen bewerkſtelligt werden kann, 
welche bisher für die Zwecke der Gemeinde nicht beſteuert ſind, ſtellen die 
Gefertigten den Antrag: 


Es ſei eine Gemeindenmlage auf die mit dem Geſetze vom 
18. September 1892, R.⸗G. Bl. Nr. 172, eingeführte Effecten⸗ 
umſatzſteuer in der Höhe der ſtaatlichen Abgabe für Wien einzu⸗ 
heben und die diesfalls erforderliche Bewilligung des hohen n.⸗b. 
Landtages, und zwar in der bevorſtehenden erſten Seſſion der 
neuen Legislaturperiode anzuſuchen. 

Bürgermeiſter: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.-Rath Obriſt (liest): 
8. Antrag des Gem. Nathes Kubik und Genoſſen: 


Die Unterzeichneten ſtellen den Dringlichkeits⸗Antrag auf Errichtung 
eines Auslaufbrunnens in unmittelbarer Nähe des Fiakerſtandplatzes in der 
Taborſtraße von der Negerlegaſſe auf- und abwärts. 

Auf dieſem Platze nehmen 30 Fuhrwerke ihre Aufſtellung. Bevor noch 
das Haus, in welchem ſich das Hotel „zum ſchwarzen Adler“ befand, demoliert 
wurde, bezogen die Kutſcher von dort das zum Abwaſchen der Wägen nöthige 
Waſſer. Nachdem aber das genannte Gebäude gegenwärtig demoliert wird, 
ſind die Kutſcher auf die Gnade einzelner Hauseigenthümer angewieſen und 
müſſen oft von Haus zu Haus laufen. Es kommt hiebei häufig zu Streitig⸗ 
keiten und verſchiedenen Unannehmlichkeiten. 


Die Unterzeichneten ſtellen ſohin den Antrag: 

Es ſei ſchleunigſt ein für einen Auslaufbrunnen geeigneter 
Ort in unmittelbarer Nähe des Fiakerſtandplatzes auszumitteln 
und die Errichtung des genannten Brunnens ehebaldigſt in An— 
griff zu nehmen. 

Vürgermeiſter: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.-Rath Obriſt (liest): 
9. Antrag des Gem.-Nathes Lehofer: 


Viele Lehrer zahlen während ihrer ganzen Dienſtzeit in den Penſions⸗ 
fond ein, ohne hievon etwas zu genießen, da ſie entweder die Penſionsfähigkeit 
nicht erleben oder bis an ihr Lebensende im Schuldienfte ſich verwenden 
laſſen. 

5 Anders iſt es bei den Lehrerinnen! 

Bei denſelben kommt es in letzterer Zeit immer häufiger vor, dafs fie 
ſich nach kaum zehn Dienſtjahren aus irgendeinem Grunde penſionieren laſſen, 
hierauf heiraten und ihre Penſion fortbeziehen. 

Dieſe Thatſachen, reſpective Übelſtände ſind ſogar bis in die Spalten 
ausländiſcher Zeitungen gedrungen; ſo ſchreibt die „Allgem. Deutſche Lehrer: 
zeitung“ Nr. 8 vom 23. Februar 1896 Folgendes: 

„Schon amtsmüde ſind in Wien viele Lehrerinnen, wenn ſie knapp zehn 
Dienſtjahre haben. Während der Mann bei einer ſolchen Dienſtzeit erſt fo 
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recht in voller Schaffensluſt in feinem Berufe daſteht, ſuchen die Damen ſchon 
um Penſionierung nach. 

Freilich kommt es dann vor, dafs ſolche amtsmüde penſionierte Lehre⸗ 
rinnen dann erſt heiratsluſtig werden. Die vorzeitigen Penfionierungen von 
Lehrerinnen ſollen ſogar ſchon beim Landesſchulrathe Bedenken wachgerufen 
haben, indem man auf die zu ſtarke Belaſtung des Penſionsfondes hinwies.“ 

Nachſtehend einige Fälle: 

So wurde am 23. Mai 1894 eine Lehrerin (Gabriele Wolff) mit kaum 
zehn Dienſtjahren penſioniert, welche ſich im Auguſt 1895 mit einem Beamten 
der VI. Rangclaſſe (k. k. Landesſchulinſpector Dr. Rieger) vermählte und 
noch immer ihre Penfton bezieht. 

Eine andere Lehrerin (Antonie Baczynski) ließ ſich Ende Mai 1894 
beurlauben, vermählte ſich im Sommer desſelben Jahres mit einem Reichsraths⸗ 
Abgeordneten (Dr. Sobieslaus Klucki), war während der Reichsrathsſeſſion 
immer in Wien, bis ihr Gemahl fein Mandat zurücklegte, leiſtete jedoch keinen 
Schuldienſt mehr, ſondern ließ ſich ihren Urlaub immer wieder verlängern, 
bis zu ihrer Penſionierung, welche am 26. Jänner 1896 erfolgte; auch dieſe 
Dame befindet ſich noch im Genuſſe ihrer Penſion. 

Wieder eine andere Lehrerin (Barbara Klingsbigh, welche ebenfalls 
nur wenig mehr als zehn Dienſtjahre hatte, von denen ſie die letzten Jahre 
meiſt auf Urlaub war, ließ ſich Ende October 1894 in den Ruheſtand ver⸗ 
ſetzen; auch ſie iſt verehelicht, freilich ſchon vor ihrer Penſionierung. 

Nachdem allgemein angenommen wird, dass nur geſunde Perſonen in 
den Eheſtand treten, und einzelne dieſer Damen auch Mutterfreuden genießen, 
ſo dürfte der Geſundheitszuſtand derſelben auch zur Zeit der Verſetzung in 
den Ruheſtand keineswegs derart geweſen fein, daſs fie zum Lehramt un- 
tauglich erklärt werden muſsten. | 

Solche Fälle von Penſionierungen find bei Lehrern einfach unmöglich, 
und es liegt auf der Hand, dafs durch ſolche vorzeitige Penſionierungen von 
Lehrerinnen der Peuſionsfond ſchwer geſchädigt wird, da dieſe Damen ihre 
Penſion 20 bis 30 Jahre, ja ſelbſt noch länger beziehen können, während 
die Lehrer, welche ihre volle Dienſtzeit hinter ſich haben, ſelten zehn oder 
mehr Jahre im Genuſſe ihrer Penſion bleiben können, da ſie ſchon zu ſehr 
im Alter vorgerückt ſind. 

Aber auch durch häufige, oft ungerechtfertigte Supplierungen ſchädigen 
einzelne Lehrerinnen nicht nur die Unterrichts- und Erziehungserfolge bei den 
Kindern, ſondern auch die Steuerträger der Stadt Wien; wir verweiſen hier 
nur auf die Mädchen-⸗Volksſchulen I., Bartenſteingaſſe und XVIII., Alsegger⸗ 
ſtraße 12, an welchen Anſtalten ſeit Jahren in dieſer Beziehung die un⸗ 
günſtigſten Verhältniſſe beſtehen; auch an der Mädchen-Volksſchule XVI., Neu⸗ 
lerchenfelderſtraße 52 herrſchten im verfloſſenen Schuljahre ähnliche Zuſtände, 
fo dafs die Schülerinnen einer Claſſe dieſer Anftalt nicht weniger als fünf 
oder ſechs Lehrkräfte im Laufe eines Schuljahres hatten. 

Die Unterzeichneten erlauben ſich daher, folgende Anträge zu ſtellen 

1. Der Herr Bürgermeiſter wolle dem Gemeinderathe darüber 
Bericht erſtatten, aus welchen Gründen in den angeführten Fällen 
die Penſionierung erfolgte. 

2. Der Herr Bürgermeiſter wolle dem Gemeinderathe be— 
richten, wie viele Lehrer und Lehrerinnen derzeit im Genuſſe von 
Penſionen ſind, in welchem Lebensalter dieſe penſionierten Lehrkräfte 
ſtehen und mit welcher Dienſtzeit dieſelben in den Ruheſtand ver: 
ſetzt wurden. 

3. Der Herr Bürgermeiſter wolle als Vorſitzender des Be— 
zirksſchulrathes der Stadt Wien dahin wirken, daſs alle weiblichen 
Lehrperſonen, welche mit 10 bis 20 Dienſtjahren penſioniert 
wurden, im Sinne des 8 64 des Landesgeſetzes vom 5. April 
1870 (L.⸗G.⸗Bl. Nr. 35), entweder wieder in den Schuldienſt ein— 


treten oder auf ihren Ruhegenuſs verzichten. 

4. Der Herr Bürgermeiſter wolle dem Gemeinderathe über 
die Verſäumniſſe der Lehrer und Lehrerinnen in den Schuljahren 
1894/95 und 1895/96 Bericht erſtatten. 

Nürgermeiſter: An den Stadtrath. 


Wir ſchreiten nunmehr zur Erledigung der Tagesordnung. 
Zum Referate bitte ich den Herrn Collegen Rauer. | 

10. Referent Gem.-Rath Nauer: Zur Zahl 10492. 
Schreiben des Verbandsausſchuſſes der Unterſtützungscaſſa der frei- 
willigen Feuerwehren in Niederöſterreich in Betreff der an die 
Subventionsgewährung für das Jahr 1897 geknüpften Bedingung. 
Der Gemeinderath hat in ſeiner Sitzung vom 30. October dieſer 
Unterſtützungscaſſa eine Subvention von 800 fl. gewährt, unter 
der Bedingung, dals ſämmtliche freiwilligen Feuerwehren Wiens 
auch fernerhin Mitglieder dieſer Caſſa bleiben. Nun hat der Unter: 
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ſtützungsverband ein Schreiben an den Gemeinderath gerichtet, 
dahingehend, es ſolle von dieſer Bedingung Umgang genommen 
werden, und zwar mit Rückſicht auf den § 3, Abſatz 3 der Statuten 
dieſes Verbandes, welcher lautet (liest): „Unterlässt eine Feuer— 
wehr, ungeachtet an ſie ergangener Mahnung, die Zahlung des 
Beitrages oder die Einſendung des Mitgliederverzeichniſſes, ſo 
wird ſie als zu Beginn des betreffenden Halbjahres aus dem 
Verbande ausgeſchieden angeſehen und erliſcht jeder Anſpruch an 
die Unterſtützungscaſſa.“ 

Der Stadtrath hat daher folgenden Beſchlußs gefasst (liest): 

„Es ſei von der mit Gemeinderaths-Beſchluſs vom 30. Oc— 
tober 1896, Z. 8431, beziehungsweiſe vom 31. Juli 1894, Z. 5680, 
feſtgeſetzten Bedingung, daſs die ſämmtlichen freiwilligen Feuer— 
wehren von Wien Mitglieder dieſer Verbandscaſſa bleiben, Umgang 
zu nehmen.“ 


Bürgermeiſter: Wenn keine Einwendung erhoben wird 
(Niemand meldet ſich), ſo bringe ich den Stadtraths-Antrag zur 
Abſtimmung und bitte jene Herren, welche damit einverſtanden ſind, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Beſchluſs: Der vorſtehende vollſtändig zur Verleſung gebrachte 

Referenten⸗Antrag. 

Vürgermeiſter: Zum Referate bitte ich Herrn Collegen 
Purſcht. 

11. Referent Gem.- Rath Vurſcht: Ich habe die Ehre, 
zu referieren zur Zahl 10491. Genehmigung der anläfglich des 
Ausſtandes der ſtädtiſchen Feuerwehr im April 1896 veranlaſsten 
Auslagen. 

Den Herren wird bekannt fein, dafs in der Zeit vom 1. bis 
25. April der Ausſtand bei der ſtädtiſchen Feuerwehr war. Es 
wurden damals vom landesfürſtlichen Commiſſär dem Commandanten 
der ſtädtiſchen Feuerwehr 5000 fl. als Verlagsgelder gegeben; 
von dieſem Betrage wurden 3319 fl. 90 kr. verausgabt, der reſt— 
liche Theil von 1690 fl. 10 kr. wurde vom Commandanten der 
Feuerwehr der Stadt Wien abgeliefert. Nach Wegfall der Löhnungen 
per 804 fl. verbleiben als thatſächliche Koſten aus Anlass des 
Ausſtandes ein Betrag von 2514 fl. 

Ich ſtelle daher den Antrag auf Genehmigung dieſer Auslage 
und Verweiſung derſelben auf den Reſervefond pro 1896 und 
bitte um Annahme des Antrages. 

Bürgermeifler: Herr Gem.⸗Rath Mayer! 

Gem.-Rath Mayer: Die Ausführungen des Herrn Refe— 
renten waren mir vielleicht in der Unruhe nicht ganz verſtändlich. 
Die Koſten des Ausſtandes haben fi auf 3319 fl. 90 kr. be- 
laufen, der Reſt wurde vom Commandanten zurückgeſtellt. Wenn 


man davon einen Betrag von 804 fl. für Löhnungen in Ab⸗ 


rechnung bringt, fo ergeben ſich die Koſten des Ausſtandes mit 
2514 fl. Habe ich recht verſtanden? Davon, hat der Herr Referent 
geſagt, gehen 804 fl. Löhnungen ab. Dieſe ſind hier nicht in 
Betracht zu nehmen. 

Referent: Die haben auf der Rubrik nichts zu thun; ich 
habe das nur erwähnt, damit die Herren davon unterrichtet ſind. 

Gem.-Rath Mayer: Das wollte ich nur buchhalteriſch 
richtigſtellen. 

Vürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Wenn nicht, ſo erkläre ich die Debatte für geſchloſſen 
und bitte jene Herren, welche mit dem Antrage einverſtanden ſind, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
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Beſchluſs: Die anlässlich des Ausſtandes der ſtädtiſchen Feuer⸗ 
wehr im April 1896 veranlassten Auslagen per 
3319 fl. 90 kr. werden genehmigt, und iſt deren Ver⸗ 
rechnung auf den Reſervefond pro 1896 zu verweiſen. 

Aürgermeiſter: Zum Referate bitte ich Herrn Collegen 
Hraba. | 

12. Referent Gem.⸗Nath Hraba: Ich habe die Ehre, über 
den Rechnungsabſchluſs des Lagerhauſes für das Jahr 1894 zu 
referieren. Der Act kommt ſo ſpät zur Vorlage, weil derſelbe ein 
Jahr lang in der Buchhaltung liegen geblieben iſt, und zwar zu 
dem Zwecke, weil vom Lagerhausdirector verſchiedene Außerungen 
eingeholt werden mufsten. Die Einnahmen des Lagerhauſes belaufen 
ſich auf 371.542 fl. 7 kr., die Ausgaben auf 309.013 fl. 30 kr. 
und es ergibt ſich ein Gebarungsüberſchuſs von 62,528 fl. 77 kr. 
bei einem Anlagewerte von 793.060 fl. 61 kr. Es lauft ein Act 
über die Ausgeſtaltung und Reorganiſation des Lagerhauſes mit 
einem Koſtenvoranſchlage von 1,400.000 fl. Dieſe Thatſache ver- 
anlafst mich, näher auf die Sache nicht einzugehen, weil wir bei 
der Berathung über die Ausgeſtaltung des Lagerhauſes in die 
engſten Details werden eingehen müſſen. 

Ich erlaube mir ſonach, folgende Anträge zu ſtellen (liest): 

„1. Der Rechnungsabſchluſs des Lagerhauſes der Stadt Wien 
für das Jahr 1894, der einen Gebarungsüberſchuſs von 62.528 fl. 
77 kr. ausweist, wird genehmigt. 

2. Dieſer Überſchuſs iſt von den im Inventar über die laufenden 
Zweige des Gemeindevermögens angeführten Koften der ea 
des ſtädtiſchen Lagerhauſes abzuſchreiben. 

3. Der vom Lagerhausdirector vorgelegte Bericht über die 
Geſchäftsgebarung im Lagerhauſe der Stadt Wien während des 
Jahres 1894 wird zur Kenntnis genommen. 

4. Die Lagerhausverwaltung wird angewieſen, in Hinkunft 
an die Freiwillige Rettungs-Geſellſchaft keine, an die in dem 
Rechnungsabſchluſſe angeführten Unterſtützungsfonde der k. k. 
Finanzwache, der k. k. Sicherheitswache, der Donau-Dampfſchiff— 
fahrts⸗Geſellſchaft und der Detectives, jedoch bloß über früher ein— 
geholte Genehmigung des Gemeinderathes Aushilfsbeiträge zu 
verabfolgen.“ — Das war auch der Grund, warum ſich die Ver— 
handlungen ſo lange hinausgezogen haben. 

„5. Ferner wird die Lagerhausverwaltung angewieſen, von 
den aus den Jahren 1887 bis 1894 herrührenden Vergütungen an 
Bahnmanipulationsgebüren den Betrag von 17.307 fl. 29 kr. zur 
rechnungsmäßigen Tilgung der zufolge Erlaſſes des k. k. Finanz— 
miniſteriums vom 18. Jänner 1895, Z. 46920, in Vorſchreibung 
verbliebenen Einkommenſteuer des ſtädtiſchen Lagerhauſes für die 
Jahre 1876 bis 1893 in der Höhe dieſes Betrages zu verwenden 
und die verbleibenden reſtlichen Manipulationsgebüren aus dem 
Jahre 1894 in der bisher von der Lagerhausverwaltung geübten 
Weiſe bis auf weiteres zu verrechnen.“ 

Ich bitte ſonach, den Rechnungsabſchluſs zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Vürgermeiſter: Wenn keine Einwendung erhoben wird, 
bringe ich die Anträge des Stadtrathes zur Abſtimmung. Die— 
jenigen Herren, welche dafür ſind, bitte ich, die Hand zu erheben 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Beſchluſs: Der vorſtehende vollſtändig zur Verleſung gebrachte 
Referenten⸗Antrag. 

13. Referent Gem.-Nath Hraba: Zur Zahl 9170, über 

die proviſoriſche Bedeckung der Gemeindeausgaben pro 1897. 
1* 
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Nachdem die Beſchluſsfaſſung über den Hauptvoranſchlag der Stadt 
Wien für das Jahr 1897 ſeitens des Gemeinderathes bis zum 
Schluſſe des Jahres 1896 nicht erfolgen kann, fo mufs inzwiſchen 
für die proviſoriſche Bedeckung der Gemeindeauslagen vor- 
geſorgt werden. Der Stadtrath erlaubt ſich ſonach, folgende 
Anträge zu ſtellen (liest): 

„Es wird daher beantragt, es wolle der löbliche Gemeinde— 
genehmigen, dass 

a) die Gemeindeumlagen und ſtädtiſchen Steuern, und zwar: 
1. der Zinskreuzer im vorjährigen Ausmaße von 4°/, kr. vom 

Mietzinsgulden; 

2. der ſtädtiſche Zuſchlag von 21 Percent zur l. f. Hauszins⸗ 
ſteuer; 

3. der ſtädtiſche Zuſchlag von 21 Percent zur l. f. Hausclaſſen⸗ 
ſteuer; 

4. der ſtädtiſche Zuſchlag von 21 Percent zur fünfpercentigen 

Steuer hauszinsſteuerfreier Gebäude; 

5. der ſtädtiſche Zuſchlag von 21 Percent zur l. f. Grund— 
ſteuer; 

6. der ſtädtiſche Zuſchlag von 21 Percent zur l. f. Erwerbſteuer 
ſammt Staatszuſchlägen; 

7. der ſtädtiſche Zuſchlag von 21 Percent zur l. f. Einkommen— 
ſleuer ſammt Zuſchlägen; 

8. der ſtädtiſche Zuſchlag zur l. f. Verzehrungsſteuer, und zwar: 

) im Ausmaße von 30 Percent für ſämmtliche Artikel 

des Verzehrungsſteuer-Tarifes mit Ausnahme des 
Bieres; 
k) im Ausmaße von 100 Percent für Bier (Landesgeſetz 
vom 19. December 1891, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 58); 
9. die communale Abgabe für gebrannte geiftige Flüſſigkeiten 

(Landesgeſetz vom 19. December 1891, L.-G.⸗Bl. Nr. 59); 
10. die Schulumlage im vorjährigen Ausmaße von 4½ kr. vom 

Zinsgulden; 

11. die Einquartierungsumlage im Ausmaße wie im Vorjahre 
von ¼0 kr. vom Zinsgulden; 

12. die Vorſpannsumlage im bisherigen Betrage von 15 kr. für 
jedes vorſpannspflichtige Pferd — 

auch für das Jahr 1897 ausgeſchrieben und eingehoben, und 

b) bis zur Feſtſtellung des Hauptvoranſchlages pro 1897 
durch den Gemeinderath die ſich ergebenden Auslagen nach Er— 
fordernis und nach Maßgabe der vom Stadtrathe genehmigten 
Poſitionen beſtritten werden.“ 

Ich bitte Sie um die Annahme dieſes Stadtraths-Antrages. 

Bürgermeifter: Herr College Dr. Vogler! 

Gem.-Nath Dr. Vogler: Meine Herren! Ich möchte nur 
conſtatieren, daſs wir dieſe Vorlage eben erſt jetzt, wie wir in 
den Saal eingetreten ſind, auf den Tiſchen gefunden haben. Es 
iſt dies die Vorlage über die Bedeckung für das Jahr 1897. Ich 
habe für meine Perſon gegen die Ausſchreibung der Umlagen 
in der Höhe des Vorjahres natürlich eine Einwendung nicht zu 
erheben; wir werden diesfalls nicht eine factiöſe Oppoſition ſpielen 
und uns nicht dagegen ſträuben, weil das eigentlich eine ſelbſt⸗ 
verſtändliche Sache iſt, daſs die Gemeinde Umlagen einheben 
mus, da die Gemeinde auch Zahlungen zu leiſten hat und 
infolgedeſſen dazu die Mittel zur Verfügung haben mufs. 
Ich möchte aber doch conſtatieren, dafs es nicht nothwendig iſt, 
mit einer Vorlage von dieſer Wichtigkeit in einer ſolchen Weiſe 
zu gebaren, daßs man uns dieſelbe hier um 5 Uhr auf den Tiſch 
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legt und dafs — jetzt iſt es ) 6 — um ½6 Uhr das Referat 
hier erſtattet wird. Es wäre doch möglich geweſen, uns bekannt— 
zugeben, dass dieſe Vorlage in der heutigen Sitzung behandelt 
werden wird. Bisher iſt es auch Uſus geweſen, gelegentlich dieſer 
Vorlage eine kleine Debatte über die ganze Finanzgebarung über— 
haupt zu führen. Es iſt uns aber gar nicht möglich geweſen, uns 
über dieſe Vorlage zu verſtändigen, und ich mußs daher gegen 
dieſen Vorgang die entſchiedenſte Verwahrung einlegen. 

Ich mache auch darauf aufmerkſam, dass wir nicht in der 
Lage find, zu prüfen, ob die Vorlage mit den Beſchlüſſen über: 
einſtimmt, die für das vorige Jahr vom Gemeinderathe nach dieſer 
Richtung hin gefasst worden find, und ich muss mir daher an 
den Herrn Referenten die Anfrage erlauben, ob ſich der Antrag, 
den der Stadtrath vorlegt, in Übereinſtimmung befindet mit dem 
Beſchluſſe, welchen der Gemeinderath gelegentlich der Bedeckung 
pro 1895 — das war die letzte Budget-Debatte, die im Gemeinde: 
rathe gepflogen wurde — gefaſst hat. 

Referent: Ja! 

Bürgermeifter: Ich möchte Folgendes bemerken. Es war 
leider nicht möglich, die Angelegenheit früher zu berathen. Wenn 
die Herren es wünſchen, ſo wird der Gegenſtand zurückgeſtellt und 
in der nächſten Woche hiefür eine Sitzung anberaumt werden. 
Das könnte umgangen werden, wenn wir die Sache heute er— 
ledigen. Wenn die Herren aber proteſtieren, ſo wird nächſter Woche 
die Berathung ſtattfinden. 

Ich möchte noch hinzufügen, dass die Vorlage genau fo iſt, 
wie in früheren Jahren; es iſt in keiner Weiſe eine Anderung 
vorgenommen worden. (Gem.-Rath Dr. Vogler meldet ſich zum 
Worte.) 

Herr College Dr. Vogler hat das Wort. 

Gem.- Rath Dr. Vogler: Ich erhebe für meine Perſon — 
eine Verſtändigung mit meiner Partei war bekanntlich nicht 
möglich, und ich habe jetzt nicht Gelegenheit, mit den Herren 
Parteigenoſſen zu ſprechen — gegen die Berathung des Referates 
in der heutigen Sitzung keine Einwendung. Ich erlaube mir aber 
an den Herrn Bürgermeiſter die Anfrage, wann denn mit der 
Budgetberathung begonnen werden wird? Ich weiß ganz gut, dass 
der Herr Bürgermeiſter nicht in der Lage iſt, einen Endtermin 
für die Beendigung der Budgetberathung feſtzuſetzen. Nachdem es 
im letzten Punkte der Anträge heißt, dafs bis zur Feſtſtellung des 
Hauptvoranſchlages pro 1897 durch den Gemeinderath die ſich 
ergebenden Auslagen nach Erfordernis und nach Maßgabe der 
vom Stadtrathe genehmigten Poſitionen beſtritten werden ſollen, 
ſo iſt es ſelbſtverſtändlich für die Oppoſition von Wichtigkeit, hier 
eine gewiſſe terminmäßige Begrenzung feſtzuſetzen. Wir müſſen 
infolgedeſſen zunächſt wiſſen: wann beginnt die Budget-Debatte, 
und welcher Termin iſt hiefür in Ausſicht genommen? Es wäre 
mir eigentlich am liebſten, wenn wir dieſen Punkt in der Weiſe 
ändern würden, dafs wir, wie es bekanntlich auch im Reichsrathe 
üblich iſt, einen gewiſſen Termin für die proviſoriſche Budget— 
bewilligung fixieren, und ich glaube, dass da vielleicht ein Termin 
von zwei Monaten ausreichen dürfte. 

Bürgermeiſter: Ich erlaube mir, hierauf zu antworten, dafs 
wir durchaus nicht zwei Monate in Ausſicht genommen haben. 
Sobald die geſetzliche Friſt von 14 Tagen für die Auflegung 
des Hauptvoranſchlages, zu welcher wir ſtatutariſch verhalten find, ver- 
ſtrichen iſt, werde ich beſtrebt fein — und die Herren wiſſen, dafs 
wir nichts auf die lange Bank ſchieben, ſondern alles ſo raſch als 
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möglich erledigen — das Budget zu erledigen, und das dürfte 
jedenfalls in der erſten Hälfte Jänner der Fall ſein. 

Herr College Dr. Stern! 

Gem.-Nath Dr. Stern: Ich kann mich nur dem an— 
ſchließen, was mein unmittelbarer Herr Vorredner bezüglich dieſer 
Vorlage conſtatiert hat. Wenn von Seite des Herrn Bericht— 
erſtatters erwähnt wurde, daſs dieſe Vorlage genau jo ſei wie die 
Vorlage in den früheren Jahren, ſo ſcheint mir wenigſtens — 
ich kann mich ja irren und möchte da eine Aufklärung haben — 
dafs ſich der Herr Berichterſtatter im Irrthum befindet. So viel 
ich mich zu erinnern glaube, iſt ſtets bei derartigen proviſoriſchen 
Budgetbewilligungen in früheren Jahren ein beſtimmter End⸗ 
termin in immer gleicher Weiſe angenommen worden; alſo ſagen 
wir etwa der 1. März als äußerſter Termin. Naturgemäß iſt 
dies wie ich bereits erwähnte, ein Maximal⸗Termin und er 
ſchließt nicht aus, daſs, wenn in einer früheren Zeit die Budget— 
berathung fertig iſt, die proviſoriſche Bewilligung erliſcht. 

Ich möchte daher die Bitte an den Herrn Referenten richten, 
gefälligſt nachzuſehen, was in früheren Jahren beſchloſſen wurde, 
und wenn ſich das, wie ich vorausſetze, wirklich ſo verhält, wie 
ich Ihnen angegeben habe, fo würde ich beantragen, daßs als 
äußerſter Termin in Abſatz b etwa eine Friſt bis 1. März 
künftigen Jahres geſetzt werde. 

Nürgermeiſter: Herr Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Lueger! 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Cueger: Vor allem möchte ich 
bemerken, das der Majorität, dem Bürgermeiſter und meiner 
Perſon es außerordentlich unangenehm iſt, dafs das Budget nicht 
im Laufe dieſes Jahres erledigt werden konnte; die Schuld daran 
trägt, wie ich bereits in der letzten Sitzung Gelegenheit hatte, zu 
bemerken, der Umſtand, daſs hier ein Uſus eingeriſſen iſt, von 
dem ich wenigſtens der Meinung bin, dafs er dem Geſetze nicht 
entſpricht. Ich war der Meinung, dafs das Aufliegen des Budgets 
längſt ſchon geſchehen und dafs die 14tägige Friſt längſt abge⸗ 
laufen ſei. 

Mittlerweile habe ich erſt erfahren, daſs das Budget noch 
nicht zur allgemeinen Einſichtnahme aufgelegt wurde, und wie 
Sie wiſſen, habe ich in der letzten Sitzung mitgetheilt, dass dies 
nunmehr geſchieht. 

Sobald dieſer Termin von 14 Tagen abgelaufen iſt, wird 
das Budget hier im Plenum des Gemeinderathes referiert werden. 
Ich denke, dafs in der erſten Woche des Jänner — mir iſt bis 
jetzt noch nicht darüber berichtet worden — mit der Budget⸗Debatte 
begonnen werden kann, und ich hoffe auch, dais wir fie im Laufe 
der erſten Hälfte des Jänner beenden werden, das iſt meine 
Meinung. 

Was den Antrag betrifft, ſo kann ich nur Folgendes ſagen: 
Ich habe das Präſidialbu reau beauftragt, eine wörtlich gleiche 
Vorlage auszufertigen mit den Beſchlüſſen, die früher der Gemeinde— 
rath in ſolchen Fällen gefafst hat, und ich kann mir nicht denken, 
dafs die Beamten etwas anderes hineingeſchrieben haben als das, 


was in früheren Jahren vom Gemeinderathe beſchloſſen wurde. 


Ich habe alſo gegen den Endtermin, 1. März, gar nichts ein⸗ 
zuwenden, ja auch nicht, wenn Sie Ende Jänner ſetzen, und gar 
nichts, wenn Sie den 15. Jänner einſetzen, denn ich bin ent⸗ 
ſchloſſen — und wenn ich etwas will, verſtehe ich auch die Ge— 
ſchichte durchzuführen (Gelächter rechts) ja ſelbſt, wenn Sie 
(rechts) alle dagegen ſind, verſtehe ich die Sache durchzuführen, — 


(Lebhafter Beifall links) und ich bin Willens, die Budget⸗Debatte 
in der erſten Hälfte des Jänner zu Ende zu führen. 

Es wird mir ſoeben mitgetheilt, dafs es in dem letzten 
Beichluffe des Gemeinderathes geheißen hat: „Bis zur Fertig⸗ 
ſtellung des Hauptvoranſchlages, jedoch längſtens bis Ende März 
1895,“ das können Sie ruhig annehmen und ich ſtelle ſogar den 
Antrag, zu ſagen: „Längſtens bis Ende Jänner 1897“, damit 
Sie ſehen, dass ich Ihnen gerne entgegenkomme. (Beifall links.) 

Mürgermeiſter: Herr College Dr. Vogler! 

Gem.-Nath Dr. Vogler: Ich möchte nur zunächſt con⸗ 
ſtatieren, wie wir hier von den Herren Stadtraths-Referenten 
informiert werden. Die Herren haben alle gehört, dass ich ausdrücklich 
an den Herrn Referenten die Frage geſtellt habe, ob der uns vor— 
liegende Antrag mit den Anträgen wörtlich übereinſtimmt, welche 
der Gemeinderath im Jahre 1894 aus Anlaſs der Budgetberathung 
zum Beſchluſſe erhoben hat. Der Herr Referent hat dies aus⸗ 
drücklich bejaht. Es ergibt ſich jedoch aus dem Protokolle vom 
28. December 1894, dafs das nicht richtig iſt, weil der Endtermin, 
wie Herr Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Lueger ja ſelbſt conſtatiert 
hat, in dieſem Gemeinderaths-Beſchluſſe enthalten war. Ich mache 
weiter darauf aufmerkſam .. . (Rufe links: Haarſpalterei!) Das 
iſt keine Haarſpalterei. Sie müſſen bedenken, dass eine Oppoſition, 
die in dieſem Saale ſo wenig Rechte genießt, wie wir, wenigſtens 
dafür ſorgen mufs, dafs das Budgetbewilligungsrecht gewahrt 
bleibe. (Bravo! rechts.) Wir können daher nicht einfach das 
Budgetbewilligungsrecht des Gemeinderathes aus der Hand 
geben, indem wir für das ganze Jahr ſozuſagen carte blanche 
geben. Wenn es den Herren genehm iſt, könnten Sie die Debatte 
über das Budget, weiß' Gott wie lang, hinausſchieben. 

Gegenüber dem Herrn Vice-Bürgermeiſter möchte ich bemerken, 
daſs es meines Erachtens nicht angeht, das Budget in einer ſolchen 
Weiſe durchzupeitſchen, wie dies bezüglich des Hauptrechnungs⸗ 
abſchluſſes geſchehen iſt. Es kann alſo von einem Endtermine bis 
Mitte Jänner nicht die Rede ſein. Sie haben (zur linken Seite 
gewendet) immer, ſolange Sie in der Oppoſiton waren, eine 
ziemliche Breite in die Budgetberathung gebracht, und ich ſehe nicht 
ein, welche Urſache wir hätten, von vorneherein in Ausſicht zu 
nehmen, dieſe Budgetberathung, die eines der wichtigſten Momente 
im ganzen Jahre iſt, wo der Gemeinderath eigentlich über die 
ganze Communalverwaltung zu ſprechen in der Lage iſt, in ſolcher 
Weiſe abzukürzen und zu beſchneiden. Ich möchte daher nicht den 
Antrag des Herrn Dr. Lueger, dajs Sie lediglich einen Termin 
bis Ende Jänner in Ausſicht nehmen, empfehlen, ſondern bitte, 
den Antrag des Herrn Collegen Dr. Stern anzunehmen, daſs 
ein Termin von zwei Monaten, das iſt bis 1. März 1897 feſt⸗ 
geſetzt werde. Ich empfehle dieſen Antrag zur Annahme. 

Nürgermeiſter: Herr Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Lueger hat 
das Wort. n 

Vice-Würgermeifler Dr. Cueger: Meine Herren! Ich 
conftatiere nochmals, dass der Herr Referent, wenn er die Aus⸗ 
kunft ertheilt hat, von der Herr Dr. Vogler geſprochen hat, 
vollſtändig — wie ſoll ich ſagen — unſchuldig ift, denn auch ich war 
der Meinung, dafs die Anträge, welche hier vorgelegt werden, 
wörtlich gleichlautend mit den Beſchlüſſen find, welche der Gemeinde— 
rath in früheren Jahren diesbezüglich gefaſst hat. Es war der 
Auftrag an das Präſidialbureau gegeben worden, den betreffenden 
Antrag wörtlich gleichlautend zu formulieren. (Gem.⸗Rath Dr. 
Vogler: Immer Ausreden!) Es iſt uns abſolut ferne gelegen, 
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das Budgetbewilligungsrecht des Wiener Gemeinderathes in irgend 
einer Weiſe anzutaſten. Im Gegentheil: ich glaube, wir haben 
während unſerer Geſchäftsgebarung bewieſen, daſs wir dem Plenum 
des Gemeinderathes viel mehr Gegenſtände und Geſchäftsſtücke zur 
Erledigung zuweiſen, als dies jemals früher geſchehen ift. (Beifall 
links.) Wir haben den Gemeinderath wieder auf jene Stufe gehoben, 
auf die er gehört, während es in früheren Jahren förmlich Uſus 
war, die Competenz des Gemeinderathes, wo immer möglich, zu 
beſchneiden. Wir wollen dem Gemeinderathe nicht bloß die Rechte 
laſſen, welche ihm nach der Geſchäftsordnung und dem Statute 
zuſtehen, wir geben ihm viel mehr Rechte. Ich ſage Ihnen noch— 
mals: Nehmen Sie einen Termin hinein! Es fällt mir durch— 
aus nicht ein, in irgend einer Weiſe dem entgegentreten zu wollen. 
Nur bitte ich, nicht Ende März, ſondern Ende Jänner 1897 
hineinzunehmen. (Beifall links.) Bis Ende Jänner 1897 werden 
wir fertig ſein, auch wenn die Herren der Oppoſition noch ſo 
lange Reden halten werden. Sie werden dann umſolänger hier 
bleiben müſſen, das wird ſich wohl ziemlich gleich bleiben. (Beifall 
links.) Aber Ende Jänner — das garantiere ich Ihnen — ja, 
werden wir gewiss früher mit dem Budget pro 1897 fertig ſein. 
(Lebhafter Beifall und Händeklatſchen links.) 
Sürgermeifler: Herr Gem.⸗Rath Dr. Stern! 


Gem.-Rath Dr. Stern: Ich möchte mir nur erlauben, 
gegenüber den eben gehörten Ausführungen des Herrn Vice⸗ 
Bürgermeiſters zu conftatieren, daſs es nach der Vorlage heißt: 
„Antrag des Stadtrathes“, „Beſchluſs des Stadtrathes“. Alſo, 
hat der Stadtrath dasjenige beſchloſſen, was hier in lit. b ſteht, 
und es iſt meines Erachtens nicht thunlich, ſich einfach darauf zu 
berufen, daſs Beamte — und ſeien es noch fo verläfsliche Beamte 
— irgend einen Ausdruck gewählt haben. Der Stadtrath hat den 
Antrag in dieſer Weiſe geſtellt, dafs ohne jede Zeitbeſchränkung 
dem Datum nach das Proviſorium bewilligt werden ſoll. 

Was den Antrag des Herrn Vice-Bürger meiſters betrifft, dafs 
der Zeitpunkt bis Ende Jänner feſtgeſtellt wird, ſo möchte ich mir 
doch erlauben, meinen Antrag, daſs der Zeitpunkt bis Ende Februar 
beziehungsweiſe 1. März reicht, aufrecht zu erhalten. Ich bitte, 
nicht zu vergeſſen, daſs wir das Budget ſtudieren müſſen, dafs 
wir nicht allein in die Verſammlung kommen, um zu ſprechen, 
ſondern die einzelnen Poſitionen des Budgets vorher genau durch— 
nehmen und uns inſtruieren müſſen. Dazu würde meines Erachtens 
der gegebene Zeitpunkt von vier Wochen, wie er uns eben in Vor— 
ſchlag gebracht wird und der vorausſichtlich auch eingehalten würde, 
indem uns dann einfach das Wort genommen wird, nicht genügend 
ſein. Ich bitte Sie daher, meinen Antrag anzunehmen. 

Würgermeiſter: Herr Referent zum Schlufsworte. 


Referent: Ich bitte, zur Kenntnis zu nehmen, dass der Stadt: 
rath mit den Berathungen über den Hauptvoranſchlag zu Ende 
iſt. Wenn es ſich nunmehr um die proviſoriſche Bewilligung der 
Einhebung der Umlagen handelt und ein Antrag diesbezüglich 
vorliegt, ſo liegt der Schwerpunkt darin, wie hoch die Umlagen 
ſind, nicht bis wann ſie eingehoben werden dürfen, beziehungsweiſe 
welcher Termin dafür feſtgeſtellt iſt. (Widerſpruch rechts.) Die 
Hauptſache iſt, daſs Sie wiſſen, inwieweit die Bevölkerung belaſtet 
werden ſoll. Es kann ebenſogut hier ſtehen 1. Jänner oder 31. März, 
wie „bis zur Feſtſtellung des Hauptvoranſchlages“. Halten Sie 
id) überzeugt, daſs die Gefchäfte ſicher bis halben Jänner erledigt 
ſein werden. 
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Mürgermeiſter: Gegen den Punkt a des Stadtraths⸗Be⸗ 
ſchluſſes iſt keine Einwendung erhoben worden, ich bitte daher jene 
Herren, welche dafür ſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Bei Punkt b beantragt der Herr Vice⸗Bürgermeiſter eine 
Einſchaltung, fo dafs derſelbe folgendermaßen zu lauten hätte 
(liest): „bis zur Feſtſtellung des Hauptvoranſchlages pro 1897 
durch den Gemeinderath“ — jetzt kommt die Einſchaltung — 
„jedoch längſtens bis Ende Jänner 1897“ — und dann weiter 
nach dem Stadtraths-Antrage — „die ſich ergebenden Auslagen nach 
Erfordernis und nach Maßgabe der vom Stadtrathe genehmigten 
Poſitionen beſtritten werden.“ (Rufe rechts: Der weitergehende 
Antrag kommt zuerſt!) Stimmen wir alſo zuerſt über den Punkt b 
ohne den Zuſatz⸗Antrag ab. (Gem.⸗Rath Dr. v. Billing: Ich 
bitte ums Wort zur Geſchäftsordnung!) Herr Gem.⸗Rath Dr. v. 
Billing zur Geſchäftsordnung. 

Gem.-Nath Dr. v. Billing: Ich glaube, dafs es richtig 
it, daßs zuerſt der weitergehende Antrag des Herrn Collegen Dr. 
Stern zur Abſtimmung komme, nämlich die Terminbeſtimmung 
bis Ende Februar. Wird dieſer Antrag abgelehnt, dann kommt der 
Antrag des Herrn Vice-Bürgermeiſters Dr. Lueger, nämlich die 
Termin beſtimmung bis Ende Jänner, zur Abſtimmung; erſt wenn 
auch dieſer Antrag geworfen würde, dann käme der Referenten⸗ 
Antrag zur Abſtimmung. 

Würgermeiſter: Der weiteſtgehende Antrag wäre jener des 
Stadtrathes geweſen, deshalb wäre die von mir vorgeſchlagene 
Reihenfolge der Abſtimmung richtig. Ich bringe aber, um dem 
Wunſche der Herren zu entſprechen, den Antrag des Herrn Gem. 
Rathes Dr. Stern zuerſt zur Abſtimmung und bitte jene 
Herren, welche Punkt b des Stadtraths-Antrages nach der Faſſung 
des Gem.⸗Rathes Dr. Stern, nämlich mit der Terminbeſtimmung 
bis 1. März 1897, annehmen wollen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Der Antrag iſt abgelehnt. 

Ich bringe nun die vom Herrn Vice⸗Bürgermeiſter Dr. 
Lueger beantragte Faſſung, nämlich Punkt 6 des Stadtraths⸗ 
Antrages mit der Einſchaltung „jedoch längſtens bis Ende Jänner 
1897“ zur Abſtimmung. | 

Ich bitte jene Herren, welche mit dieſer Faſſung einver⸗ 
ſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Punkt b iſt in 
dieſer Faſſung angenommen, und ſomit iſt dieſe Sache 
erledigt. | 
Beſchluſs: Nachdem die Beſchluſsfaſſung über den Hauptvor⸗ 

anſchlag der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien für das Jahr 1897 ſeitens des Gemeinde— 
rathes bis zum Schluſſe des Jahres 1896 nicht er— 
folgen kann, fo mußs inzwiſchen für die proviſoriſche 
Bedeckung der Gemeindeauslagen vorgeſorgt werden. 
Es wird daher genehmigt, dafs 
a) Die Gemeindeumlagen und ſtädtiſchen Steuern, 
und zwar: 
1. Der Zinskreuzer im vorjährigen Ausmaße von 
4°/, kr. vom Mietzinsgulden; 
2. der ſtädtiſche Zuſchlag von 21 Percent zur l. f. 
Hauszinsſteuer; 
3. der ſtädtiſche Zuſchlag von 21 Percent zur l. f. 
Hausclaſſenſteuer; 
4. der ſtädtiſche Zuſchlag von 21 Percent zur fünf⸗ 
percentigen Steuer hauszinsſteuerfreier Gebäude; 


— 
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5. der ſtädtiſche Zuſchlag von 21 Percent zur l. f. 
Grundſteuer; 

6. der ſtädtiſche Zuſchlag von 21 Percent zur l. f. 
Erwerbſteuer ſammt Staatszuſchlägen; 

7. der ſtädtiſche Zuſchlag von 21 Percent zur l. f. 
Einkommenſteuer ſammt Zuſchlägen; 

8. der ſtädtiſche Zuſchlag zur l. f. Verzehrungs— 
ſteuer, und zwar: 

a) im Ausmaße von 30 Percent für ſämmtliche 
Artikel des Verzehrungsſteuer-Tarifes mit Aus⸗ 
nahme des Bieres; 

B) im Ausmaße von 100 Percent für Bier 
Landesgeſetz vom 19. December 1891, L.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 58); 

9. die communale Abgabe für gebrannte geiſtige 
Flüſſigkeiten (Landesgeſetz vom 19. December 
1891, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 59); 

10. die Schulumlage im vorjährigen Ausmaße von 
4½ kr. vom Zinsgulden; 


11. die Einquartierungsumlage im Ausmaße wie im 
Vorjahre von / kr. vom Zinsgulden; 
12. die Vorſpannsumlage im bisherigen Betrage von 


15 kr. für jedes vorſpannspflichtige Pferd auch 

für das Jahr 1897 ausgeſchrieben und ein- 

gehoben, und 

b) bis zur Feſtſtellung des Hauptvoranſchlages 
pro 1897 durch den Gemeinderath, jedoch längſtens 
bis Ende Jänner 1897 die ſich ergebenden Aus— 
lagen nach Erfordernis und nach Maßgabe der 
vom Stadtrathe genehmigten Poſitionen beſtritten 
werden. | 

Bürgermeifler : Zum Referate bitte ich den Herrn Collegen 
Dr. Mayreder. 

14. Referent Gem.-Rath Dr. Mayreder: Z. 10497. 
Project für die architektoniſche Ausgeſtaltung des Viaductes der 
Gürtellinie der Wiener Stadtbahn zwiſchen der Mollard- und 
Harthauſergaſſe. 

Nachdem die architektoniſche Ausgeſtaltung in dem Sinne 
getroffen wurde, wie ſie vom Oberbaurathe Otto Wagner 
projectiert wurde, hat der Stadtrath gegen dieſe architektoniſche 
Ausgeſtaltung keinerlei Einwendung erhoben und beantragt Ihnen 
derſelbe, die Zuſtimmung zu dieſem Projecte zu ertheilen. 

Ich empfehle Ihnen die Annahme dieſes Antrages. 

Bürgermeiſter: Wenn keine Einwendung erhoben wird, fo 
bringe ich den Antrag zur Abſtimmung und bitte jene Herren, 
welche damit einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 

Gem.-Nath Tagleicht: Ich habe mich zum Worte ge- 
meldet! (Rufe links: Es iſt bereits abgeſtimmt!) 

Bürgermeifter: Herr Gem.⸗Rath Tagleicht! 

Gem.-Rath Tagleicht: Um einen Beſchluſs über den vor— 
liegenden Antrag faſſen zu können, muſßs man ſich nothwendiger— 
weiſe ein Urtheil gebildet haben. Ich muſßs mich wundern, daſs 
niemand um die Pläne fragt, über welche referiert wird. Sie 
heben ganz einfach ins Blaue die Hand auf, wenn es heißt Abſtimmung. 
(Rufe links: Wir wiſſen es ſchon!) Ich conſtatiere, dass Sie es nicht 
wiſſen, denn der Gemeinderath hat bis zum gegenwärtigen Momente 
keine Vorlage bezüglich dieſer architektoniſchen Ausgeſtaltung erhalten. 
Sie drüben, thun nur lachen und ſtimmen. Meine Herren, wenn 
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man von Architektur ſpricht, ſo iſt die Einſicht in das Bild, welches 

der Architekt entworfen hat, nothwendig, und ich frage daher den 

Herrn Referenten, ob er nicht die Gewogenheit und die Gnade 

hätte, dem Gemeinderathe dieſes architektoniſche Bild vorzulegen, 

damit man einen Einblick in dasſelbe erhält. 

ür germeiſter: Wünſcht noch jemand das Wort? Wenn 
nicht, ſo erkläre ich die Debatte für geſchloſſen und bitte diejenigen 
Herren, welche mit dem Antrage einverſtanden ſind, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. (Widerſpruch und Un: 
ruhe rechts.) 

Beſchluſs: Dem Projecte für die architektoniſche Ausgeſtaltung 
des Viaductes der Gürtellinie der Wiener Stadtbahn 
zwiſchen der Mollard- und Harthauſergaſſe wird zu— 
geſtimmt. 

15. Referent Gem.-Nath Dr. Mayreder: Zur Zahl 10512 
liegt der Statthalterei-Erlaſs vom 26. September 1896, Z. 88078, 
betreffend das Project für die Halteſtelle „Nuſsdorferſtraße“ der 
Gürtellinie der Wiener Stadtbahn, vor. 

Ich beantrage Ihnen, dieſes ebenfalls vom Oberbaurathe 
Wagner verfaſste Detailproject für die architektoniſche Ausgeſtaltnug 
zu genehmigen. Der Antrag lautet (liest): 

„Es ſei der k. k. n.⸗6. Statthalterei zu erklären, dajs die 
Gemeinde gegen die Ausführung des gegenſtändlichen Projectes 
vom Standpunkte der Localintereſſen keine Einwendung erhebe 
und zur Wahrung ihrer Rechte nur den Vorbehalt mache, daſs: 

1. Die Einmündung der Bahnhofcanaliſation in den ſtädtiſchen 
Hauptunrathscanal im Einvernehmen mit der Gemeinde Wien 
erfolge und hiefür die durch das Landesgeſetz vom 19. Jänner 
1890, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 9, beſtimmte Einmündungsgebür, deren Höhe 
nachträglich und eventuell für ſämmtliche gebürenpflichtige Objecte 
der Gürtellinie der Wiener Stadtbahn unter einem feſtgeſtellt 
werden wird, entrichtet und dass 

2. die Rechte zur Geltendmachung aller dem Bahnunter- 
nehmen nach der Wiener Bauordnung in Anſehung der Straßen— 
grundabtretung und der Trottoirherſtellung obliegenden Verbind— 
lichkeiten der Gemeinde Wien gewahrt bleiben.“ 

Nürgermeiſter: Wenn keine Einwendung erhoben wird, jo 
bitte ich jene Herren, welche mit dem Antrage einverſtanden ſind, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Beſchluſs: Der vorſtehende vollſtändig zur Verleſung gebrachte 

Referenten⸗Antrag. 

Gem.-Rath Tagleicht: Ich bitte um das Wort zur Ge— 
ſchäfts ordnung! 

Nürgermeiſter: Herr Gem.⸗Rath Tagleicht zur Ge— 
ſchäftsordnung. 

Gem.-Nath Tagleicht: Mit Rückſicht darauf, daſs bei dem 
zweitletzten Referate der bedauerns- und beklagenswerte Vorfall 
eingetreten iſt, daſs über die Anfrage eines Gemeinderathes die 
nothwendige Beantwortung ſeitens des Herrn Referenten nicht 
erfolgt iſt, mithin der ganze Gemeinderath einer Irreführung aus— 
geſetzt wurde (Widerſpruch links), frage ich den Herrn Bürger— 
meiſter, ob er nicht geneigt iſt, die Debatte über den bereits per 
Dampf erledigten Gegenſtand noch einmal aufnehmen zu laſſen, 
beziehungsweiſe dieſes Stück als nicht erledigt zu erklären und es 
noch einmal dem Gemeinderathe zur Erledigung vorzulegen? Es 
iſt unſere Pflicht, ob wir auf dieſer oder jener Seite ſitzen, uns 


zu informieren, um über dasjenige, was wir beſchließen, auch 


reden zu können. Ich erkläre Ihnen daher, meine Herren, nochmals 
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daſs (gegen die Linke gewendet) weder Sie noch wir auf dieſer 
Seite eine Vorſtellung über den Gegenſtand haben, über welchen 
Herr Gem.⸗Rath Mayreder referiert hat. (Referent: 
Zahl 106741) Ich erkläre, meine Herren, dass dieſe Angabe des 
Herrn Referenten Mayreder eine unwahre iſt. (Lebhafter Wider- 
ſpruch links.) 

Würgermeiſter: Herr College Tag leicht, Sie haben nicht 
das Recht ... (Gem.⸗Rath Tagleicht will weiterfprechen.) 

Wenn ich ſpreche, bitte ich, ruhig zu ſein. Sie haben nicht 
das Recht, dem Referenten, ohne dafs Sie ſich überzeugt haben, 
Unwahrheit vorzuwerfen. Ich rufe Sie daher zur Ordnung! 

Gem.-Rath Tagleicht: Aber ich erkläre, dass ich mich 
überzeugt habe .. 

Würgermeiſter: Ich kann auch nicht zulaſſen, dafs die 
Debatte wieder aufgenommen wird. 

Gem.⸗Nath Fagleicht: Es iſt Zahl 10497 und nicht jene Zahl, 
welche der Herr Referent ausgeſprochen hat. Wenn wir die Aufklärungen 
nicht bekommen, dann gehen wir lieber nach Hauſe und ſagen es 
war nix! Dann (zur Linken gewendet) thun Sie, was Sie wollen. 

Ich erſuche daher den Herrn Bürgermeiſter nochmals um 
Wiederaufnahme der Debatte. 

Vürgermeiſter: Herr College Tagleicht, ich mufs nur 
bemerken, dass ich nach der Geſchäftsordnung nicht berechtigt bin, 
die Neuaufnahme der Debatte zu verlangen. Ein ſo alter Ge— 
meinderath wie Herr College Tag leicht müfste das ſchon wiſſen. 

Gem.⸗Nath v. Voſchacher (zur Geſchäftsordnung): Ich 
erlaube mir, zu bemerken, daf8 heute erſt Herr Vice-Bürger— 
meiſter Dr. Lueg er geſagt hat, daſs heute dem Gemeinderathe 
viel mehr vorgelegt wird als in früherer Zeit. Als Beweis können 
vielleicht dieſe zwei Projecte, die in Verhandlung ſtanden, gelten. 
Wenn fie aber in ſolcher Weiſe vorgelegt werden, dafs fie niemand 
ſehen kann, ſo ſehe ich nicht ein, was der Gemeinderath dabei zu 
genehmigen hat. (Rufe rechts: Sehr richtig!) 

Ich bemerke außerdem, daf3 dieſe beiden Projecte heute hier 
waren, daßs ich ſie ſelbſt vor der Sitzung eingeſehen habe, und 
zwar dort bei einer Kerze. Ich begreife nicht, warum ſie nicht, 
wie es gewöhnlich geſchieht, auf einem Tiſche hier aufgelegt 
wurden. Das war jedenfalls die Abſicht, und ich glaube nicht, dass 
über die Anfrage des Herrn Vorredners hätte zur Tagesordnung 
übergegangen werden ſollen, ſondern dass die Projecte wenigſtens 
nachträglich hätten gezeigt werden ſollen. 

Referent: Die Veranlaſſung, warum ich auf die Einwen— 
dungen des Herrn Collegen Tag leicht nicht geantwortet habe, 
liegt darin, daſs ich in dem Lärm, der in ſeiner Umgebung war, 
wenigſtens keine meritoriſchen Bemerkungen (Gem.-Rath Tag: 
leicht: Ausrede!), ſondern nur ſolche zur Geſchäftsordnung gehört 
habe und ich nicht gewohnt bin, zur Geſchäftsordnung zu ſprechen. 

Die Projecte wurden deshalb nicht auf einem Tiſch auf— 
gelegt, weil die Herren Beamten die Bemerkung gemacht haben, 
daſs die ausgeſtellten Pläne ohnedies ſehr wenig eingeſehen werden. 
(Widerſpruch rechts.) Daſs die Möglichkeit zur Einſicht gegeben 
war, hat Herr Hofrath Poſchacher ſelbſt angeführt. 

Es handelt ſich nicht um das Meritum, ſondern nur um 
Formalien, und ich bin eben kein Formalienritter. Ich habe daher 
nichts weiter zu bemerken. 

Herr Gem.⸗Rath v. Poſchacher zur Geſchäftsordnung. 

Gem.⸗Rath v. Poſchacher: Ich möchte bemerken, daſs es 
nicht richtig iſt, daſs die Projecte nicht eingeſehen werden, be— 
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ſonders wenn fie auf der Tagesordnung find, die uns zu ge- 
ſchickt wird. Ich habe noch immer die Projecte eingeſehen und 
habe noch immer geſehen, dafs auch viele Herren ſich dafür inter— 
eſſieren. Nur dann, wenn die Tagesordnung hier liegt und man 
vorher von einem Projecte nichts weiß, kann es vorkommen, dass 
man draußen außer dem Saale bequem herumgeht und erſt, 
wenn man hereinkommt, ſieht, daſs ein Project vorliegt. Mein 
erſter Weg iſt immer, zu ſehen, ob irgend eine Nachtrags⸗Tages⸗ 
ordnung vorliegt. Aber heute iſt auch kein Project dagelegen und 
ich habe es erſt dort ſuchen müſſen. 

(Gem.⸗Rath v. Billing meldet ſich zum Worte.) 

Mürgermeiſter (zu Dr. v. Billing): Zur Geſchäfts⸗ 
ordnung? 

Gem.-Nath Dr. v. Billing: Zur Debatte! 

Vürgermeiſter: Die Sache iſt ſchon erledigt und es wurde 
ſchon abgeſtimmt, auch über das II. Project. (Gem.⸗Rath Dr. v. 
Billing: Ja, wenn das ſo gemüthlich geht!) Die Herren 
ſprechen und wiſſen gar nicht, dass ſchon abgeſtimmt iſt. Ich 
bitte, die Angelegenheit iſt ſchon erledigt. 

Ich conſtatiere, daſs mehr als 92 Gemeinderäthe anweſend 
ſind. Wir ſchreiten zur Erledigung jener Referate, bei welchen die 
Anweſenheit von 92 Gemeinderäthen erforderlich iſt. 

Zum Referate erſuche ich den Herrn Collegen Seichert. 

16. Referent Gem.-Rath Seichert: Zur Zahl 10373. 
Ich habe die Ehre, zu berichten über die käufliche Überlaſſung eines 
Theiles der Cat.⸗Parc. 21/17, Einl.-Zahl 226 Fünfhaus, an die 
Eigenthümer der Realität Einl.-Zahl 1039 VI. Bezirk. (Beilage 
Nr. 218.) Es betrifft diejenige Fläche, welche in dem angeſchloſſenen 
Plane mit punktierten Linien ſchraffiert iſt. Es iſt das die 
Dreiecksfläche M L. Dieſe Fläche wird behufs Ergänzung des 
Straßengrundes vor der Bauſtelle, welche den Eheleuten Arthur 
und Eliſabeth v. Marklowsky gehört, benöthigt. Dieſelben bieten 
für das Ausmaß von 16˙32 m? einen Preis von 376 fl. Das ent⸗ 
ſpricht einem Einheitspreis von 23 fl. 4 kr. per Quadrameter. Nachdem 
die Gemeinde dieſen Grund mit Vertrag vom 7. Mai 1896 um den 
Einheitspreis von 21 fl. gekauft hat, jo entſpricht der Preis voll- 
ſtändig, und es ſtellt daher der Stadtrath folgenden Antrag (liest): 

„Die grundbücherliche Abſchreibung des Theiles der Cat.: 
Parc. 21/17, Einl. Zahl 226 Fünfhaus, Figur LI M L per 
16·32 m?, wird unter der Bedingung bewilligt, dass die Eigen⸗ 
thümer der Realität Einl.⸗Zahl 1039 VI. Bezirk, Arthur und 
Eliſabeth v. Marklowsky, einen Pauſchalbetrag von 376 fl. 
an die Gemeinde Wien bezahlen, auf dieſer Grundfläche auf ihre 
Koſten das richtige Niveau herſtellen und die Vertragskoſten und 
eventuellen Übertragungsgebüren tragen. 

Der obige Betrag iſt binnen 8 Tagen nach Verſtändigung 
von der Genehmigung des Offertes fällig.“ 

Ich bitte um die Annahme des Stadtraths-Antrages. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger (welcher während des 
vorſtehenden Referates den Vorſitz übernommen hat): Wünſcht 
einer der Herren das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, 
ſo bitte ich diejenigen Herren, welche mit dem Stadtraths-Antrage 
einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag 
iſt mit mehr als 70 Stimmen zum Beſch luſſe erhoben. 
Beſchluſs: Der vorſtehende vollſtändig zur Verleſung gebrachte 

Referenten⸗Antrag. 
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Vice-Nürgermeiſter Dr. Tueger: 
zum Referat. 

17. Referent Gem.-Rath Rauer: Zur Zahl 10418. 
Gottfried Alber um Baubewilligung, Cat.-Parc. 616 /7, 623/8, 
Einl.⸗Zahl 885 in Penzing, Hütteldorferſtraße, XIII. Bezirk. 
Herr Gottfried Alber benöthigt zur Arrondierung ſeiner Bau— 
area einen Grund von der Gemeinde im Ausmaße von 2˙75 m”. 
Der Stadtrath hat den Preis per Ouadratmeter mit 12 fl. beſtimmt 
und legt Ihnen folgenden Antrag zur Annahme vor (liest): 

„Es ſei von der Cat.-Parc. 606/30 (öffentliches Gut) Penzing 
ein Grund im Ausmaße von circa 275m? (en he) um den 
Betrag von 12 fl. per Quadratmeter, zuſammen um 33 fl., zum 
Baugrunde einzulöſen.“ 

Ich bitte um die Annahme. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Steger: Wünſcht einer der Herren 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich die— 
jenigen Herren, welche mit dem Stadtraths-Antrage einverſtanden 
ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt mit mehr 
als 70 Stimmen zum Beſchluſſe erhoben. 

Beſchluſs: Der vorſtehende vollſtändig zur Verleſung gebrachte 
Neferenten-Antrag. 


Vice Bürgermeifter Dr. Tueger: Herr Bürgermeiſter 
Strobach zum Referate. Ich bemerke, dass dieſe beiden Referate, 
welche Herr Bürgermeiſter Strobach erſtatten wird, erſt heute 
den geehrten Mitgliedern des Gemeinderathes zur Kenntnis 
gebracht wurden. Es war früher abſolut unmöglich, dies zu thun; 
aus dem Referate wird ſelbſt hervorgehen, daſs das nicht 
möglich war. Ich würde daher bitten, dieſen Umſtand durch die 
Thatſache zu entſchuldigen, daS es eben erſt heute möglich geweſen 
iſt, dieſe Referate im Stadtrathe zu erledigen und Ihnen vor— 
zulegen. 

18. Referent VNürgermeiſter Strobach: Zahl 10766. Der 
löbliche Gemeinderath hat in ſeiner Sitzung vom 27. November 
1896 bei Berathung des Referates Zahl 8953 die Begebung 
eines Theilbetrages des 35⸗Millionen⸗Kronen Anlehens beſchloſſen 
und mir die Ermächtigung ertheilt, bis Ende dieſes Monates 
Waſſerleitungs⸗Papiere im Betrage von 3,500.000 K zu begeben. 
Die Begebung war bisher nicht nothwendig geweſen. Nach einer 
genauen Berechnung des Caſſendirectors brauchen wir jedoch zur 
Refundierung an die eigenen Gelder einen Betrag von 900.000 fl. 
Ich hätte die Ermächtigung von Seite des löblichen Gemeinde— 
rathes, dieſe 900.000 fl. zu begeben. Am Schluſſe dieſes Jahres 
iſt aber eine große Geldknappheit eingetreten, und wenn ich die 
Papiere in der Weiſe begeben hätte, wie mir angeboten wurde, 
ſo würden wir eine Einbuße von 5000 fl. erlitten haben. Es iſt 
mir in Ausſicht geſtellt worden, daſs die Papiere anfangs Jänner 
oder in der erſten Hälfte Jänner um circa 5000 fl. höher be— 
wertet, zum Verkaufe gelangen können. (Ruf: Von wem?) Ich 
könnte das genauer ſagen; es iſt jedoch für die Offentlichkeit 
nicht geeignet, ich bin aber gern bereit, wenn einer der Herren 
nähere Auskunft wünſcht, ihm dieſe Auskunft zu ertheilen. 
Ich habe es alſo für zweckmäßiger gefunden, lieber zu einer 
ſchwebenden Schuld zu greifen und Ihre Ermächtigung zu 
erbitten, daſs ich einen Betrag von 900.000 fl. als ſchwebende 
Schuld bis Ende Jänner nächſten Jahres aufnehmen kann, zu 
welcher Zeit dann der Verkauf der Wertpapiere um 900.000 fl. 
erfolgen wird. Ich bitte um Ihre Genehmigung. 


Herr College Rauer 
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Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht jemand das 
Wort? — Herr College Mayer! 

Gem.-⸗Nath Mayer: Der Herr Bürgermeiſter hat, bezug— 
nehmend auf das Referat, das er unlängſt hier erſtattete, erwähnt, 
daſs er von der ihm gegebenen Vollmacht, aus dem Kronen— 
Anlehen, das ſpeciell nur für die Erweiterung der Hochquellen— 
leitung beſtimmt iſt, einen Betrag von 3½ Millionen zu ver— 
wenden — nicht wahr? (Bürgermeiſter: Ganz richtig!) — 
keinen Gebrauch mache und dafs dieſe Verwendung nicht nothwendig 
ſein wird. Dagegen ſtelle ſich das Bedürfnis heraus, einen Betrag von 
900.000 fl. zur Deckung der Ausgaben bis über den 1. Jänner 
hinaus ſicherzuſtellen — nicht wahr, ſo iſt es? (Bürgermeiſter: 
Ja!) Wenn mir das auch ſonderbar erſcheint, daſs er von jemandem 
die Garantie ſchon hat, daßs in den erſten Tagen des Jänner 
durch den Nichtverkauf der Gemeinde 5000 fl. erſpart werden, 
reſpective daſßs die Gemeinde 5000 fl. gewinnen wird, wenn dieſe 
900.000 fl. oder — ich weiß nicht — dieſe 3½ Millionen 
(Bürgermeiſter: 900.000 fl.!) erſt verkauft werden, jo möchte 
ich doch vor allem eine Anfrage zu ſtellen mir erlauben. Werden 
dieſe 900.000 fl., die aus dem Verkaufe der 3½ Millionen aus 
dem Waſſer⸗Anlehen refundiert werden ſollen, nur für die Hoch: 
quellenleitung verwendet oder, wie das im Geſetze ausdrücklich 
unterſagt iſt, auch zu anderen laufenden Ausgaben? — Ich bitte, 
darüber mir gütigſt Auskunft zu geben. 

Referent: Hierauf habe ich die Ehre, zu erwidern, daſss 
ein Betrag von 892.291 fl. 42 kr. aus dem Waſſerleitungs⸗ 
Anlehen an die eigenen Gelder zu refundieren iſt. 

Dieſer Betrag iſt bereits ausgegeben worden. (Vice-Bürger— 
meiſter Dr. Lueg er: Aus den eigenen Geldern!) Es iſt das eine 
Refundierung an die eigenen Gelder, von welchen für Waſſerleitungs— 
zwecke, wie geſagt, bereits 892.000 fl. ausgegeben worden ſind. 
Es bleiben dann 8000 fl. übrig, aber es iſt keine Frage, daſs wir 
jedenfalls noch mehr als 8000 fl. bis Ende dieſes Jahres aus— 
geben werden müſſen. 

Gem.-⸗Nath Mayer: Wenn dies der Fall iſt, 
es auch nicht nothwendig fein, einen Beſchlufs zu faſſen. 

Referent: Nur wegen der ſchwebenden Schuld. Ich hätte 
die Ermächtigung, die Papiere zu verkaufen; nachdem ich 
dies aber nicht für praktiſch und im Intereſſe der Gemeinde ge— 
legen finde, wende ich mich an den Gemeinderath mit der Bitte, 
mich zu ermächtigen, eine ſchwebende Schuld von 900.000 fl. 
aufzunehmen. 

Gem.-RNath Mayer: 
werde dafür ſtimmen. f 

Bice-Bürgermeifler Dr. Tueger: Wünſcht einer der 
Herren das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte 
ich diejenigen Herren, welche mit dem Antrage des Stadtrathes 
einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag 
iſt mit mehr als 70 Stimmen zum Beſchluſſe erhoben. 
Beſchluſs: Zur Deckung des durch die im Monate December 

1896 bis ineluſive 1. Jänner 1897 zu gewärtigenden 
Auslagen erwachſenden Geldbedarfes bei den Anlehens⸗ 
geldern im Ausmaße von rund 900.000 fl. iſt eine 
ſchwebende Schuld in der Höhe dieſes Betrages auf: 
zunehmen und der Bürgermeiſter mit der weiteren 
Durchführung zu betrauen. 

19. Referent Nürgermeiſter Strobach: Zahlen 8105 
und 9021. Mit Allerhöchſter Entſchließung vom 17. September 


ſo würde 


Nun iſt die Sache aufgeklärt und ich 
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1896 wurde dem Landesgeſetzentwurfe, mit welchem der Stadt— 
gemeinde Wien die Aufnahme eines Anlehens von 60 Millionen 
Kronen zum Zwecke der Ausführung der öffentlichen Beleuchtung 
in eigener Regie der Gemeinde bewilligt wurde, die Allerhöchſte 
Sanction ertheilt. 

Zufolge Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 27. October d. J., 
3. 9021, wurde der Stadtrath beauftragt, dem Gemeinderathe 
wegen Beſchaffung der zum Bau eigener Gaswerke erforderlichen 
Geldmittel durch Begebung dieſes Anlehens, beziehungsweiſe für 
den Fall des früheren Bedarfes, durch Aufnahme einer ſchweben— 
den Schuld die geeigneten Anträge zu ſtellen. 

Nach der heutigen Sachlage iſt es dringend nothwendig, 
eheſtens mit der Aufnahme einer ſchwebenden Schuld vorzugehen, 
denn der Bau der ſtädtiſchen Gaswerke mufs ungeſäumt in An— 
griff genommen werden, die Beſtellung der Rohre für das Rohr— 
netz, ſowie der Ziegel iſt bereits erfolgt, desgleichen die Ver— 
gebung der Bauarbeiten für die Gasbehälter; mit der Legung der 
Rohre muſs zu Beginn des nächſten Frühjahres begonnen 
werden. 

Die Begebung des Anlehens kann nun erſt zu einer Zeit er— 


folgen, bis zu welcher die Gemeinde, ohne beſonders für die 


Gaswerke zur Verfügung ſtehende Geldmittel, nicht warten kann. 

Nach § 52, lit. 1 des Gemeindeſtatutes kann die Gemeinde 
ohne Bewilligung des Landtages nur Darlehen bis zu zwei 
Millionen aufnehmen und ſomit auch nur eine ſchwebende Schuld 
bis zu zwei Millonen contrahieren. Nun iſt es fraglich, ob die 
Gemeinde mit zwei Millionen Gulden bis zum Zeitpunkte der 
Begebung des Anlehens das Auslangen finden wird, und es iſt 
daher ein Gebot der Vorſicht, um für alle Fälle gedeckt zu ſein, 
beim n.⸗ö. Landtage ſich die Bewilligung zur Aufnahme dieſer 
ſchwebenden Schuld im Betrage von fünf Millionen Gulden zu 
erwirken. Gleichzeitig müſſen alle Schritte eingeleitet werden, um 
mit der Begebung des bewilligten 60-Millionen⸗Kronenanlehens, 
ſobald es die Gemeinde für nothwendig nnd günſtig findet, vor— 
gehen zu können, und hiezu iſt in erſter Linie die Stempel- und 
Gebürenfreiheit nothwendig, und weiters auch die Steuerfreiheit 
anzuſtreben. 

Ich erlaube mir daher, folgende Anträge zu ſtellen und be— 
merke nur noch, dafs eine ſchleunige Behandlung aus dem Grunde 
nothwendig war, weil der n.⸗ö. Landtag vorausſichtlich jetzt eine 
Seſſion von nur wenigen Tagen haben wird, in welcher ein mehr— 
monatliches Budgetproviſorium bewilligt werden ſoll. Wir könnten 
alſo in die unangenehme Lage kommen, dafs wir kein Geld hätten, um 
unſeren Verpflichtungen nachzukommen. Es iſt daher nur eine 
nothwendige Vorſicht, welche wir gebrauchen, denn dringend wäre 
ſonſt die Angelegenheit eigentlich nicht, wenn der Landtag, wie es 
früher der Fall zu ſein pflegte, länger tagen würde. 

Ich beehre mich ſonach, namens des Stadtrathes folgende 
Anträge zu ſtellen (liest): 

„1. Der Gemeinderath beſchließe, eine ſchwebende Schuld im 
Betrage von 5 Millionen Gulden für den Bau ſtädtiſcher Gas— 
werke aufzunehmen, von welcher nur nach Maßgabe des Bedarfes 
Gebrauch zu machen iſt. 

Die Rückzahlung erfolgt aus dem Erlöſe des 60-Millionen— 
Kronen⸗Anlehens. 

2. An den n.⸗ö. Landtag iſt im Sinne des § 521 des Wiener 
Gemeindeſtatutes die Bitte um Bewilligung zur Aufnahme einer 
ſchwebenden Schuld bis zum Betrage von 5 Millionen Gulden 
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zum Zwecke der Erbauung ſtädtiſcher Gaswerke gegen Rückzahlung 
derſelben aus dem Ertrage des 60-Millionen-Kronen-Anlehens zu 
ſtellen. 

3. Der Gemeinderath beſchließe, an die hohe Regierung eine 
Petition zu richten, in welcher um Einbringung einer Geſetzes— 
vorlage gebeten wird, durch welche der Gemeinde Wien für das 
aufzunehmende 60-Millionen-Kronen-Anlehen 

a) die Stempel» und Gebürenfreiheit der Schuldverſchreibungen 
und Coupons, 

p) die Steuerbefreiung bezüglich der Zinſen, 

c) die Zulaſſung der Schuldverſchreibungen zur fruchtbringenden 
Anlegung von Capitalien der Stiftungen, der unter ämtlicher 
Aufſicht ſtehenden Anſtalten, von Pupillen-, Fideicommiſs⸗ 
und Depoſitengeldern und zum Börſencourſe, jedoch nicht 
über den Nennwert, zu Dienſt- und Geſchäftscautionen ge— 
währt wird. 

4. Mit der Durchführung ſämmtlicher vorſtehender Beſchlüſſe 
wäre der Bürgermeiſter zu betrauen.“ 

Ich empfehle Ihnen dieſe Anträge des Stadtrathes. 

Vice Vürgermeiſter Dr. Cueger: Herr Gem.⸗Rath Dr. 
Vogler! 

Gem.-Nath Dr. Vogler: Ich conſtatiere, daſs uns auch 
dieſes Referat erſt hier in der Sitzung vorgelegt wurde, das, ſchon 
mit Rückſicht auf die Beträge, um die es ſich hier handelt, von 
außerordentlicher Bedeutung iſt. Ich glaube denn doch, daßs die 
Herren gewufst haben, daſs man für den Bau neuer Gaswerke 
auch Geld braucht. 

Ich bin daher auch der Meinung, dass die Herren rechtzeitig 
für die Geldbeſchaffung hätten vorſorgen können und dafs fie den 
Gemeinderath, reſpective die einzelnen Gemeinderäthe rechtzeitig 
in die Lage verſetzen könnten, die vorliegenden Anträge zu erhalten, 
nicht, daj3 man in die Sitzung kommt und den Antrag auf dem 
Tiſche vorfindet. Das iſt, meine Herren, nicht in Ordnung und 
dagegen müſſen wir uns bei jedem einzelnen Falle verwahren. 

Was die Sache ſelbſt betrifft, ſo beziehe ich mich auf die 
Erklärung, die ich im Namen meiner Parteigenoſſen in der letzten 
Sitzung des Gemeinderathes abgegeben habe. Nachdem wir die 
Verantwortung für den Bau neuer Gaswerke vollſtändig Ihnen 
überlaſſen, wollen wir Sie ſelbſtverſtändlich auch nicht in der 
Durchführung der Angelegenheit ſtören. Wir leiſten Ihnen deshalb 
— und Sie ſehen, dafs wir infolge deſſen eine ſehr loyale Op— 
poſition ſind — unſere paſſive Aſſiſtenz, denn ſonſt könnten Sie 
die Sache heute nicht durchführen. Die Sache iſt wahrſcheinlich 
eine ſehr dringende und der Herr Bürgermeiſter legt Gewicht 
darauf, dass fie heute hier erledigt wird, damit fie nächſte Woche 
in den Landtag kommen kann. Wenn wir einfach hinausgehen, 
wie Sie zu wiederholtenmalen als Oppoſition gethan haben, ſo 
könnten Sie heute darüber nicht Beſchluſs faſſen. Wir wollen dies 
aber nicht, faſſen Sie ruhig Beſchluſs, wir bleiben da, betheiligen 
uns aber an der Sache nicht. Wir beharren auf unſerem früheren 
Standpunkte, wir wollen von der Verantwortung bezüglich der 
Erbauung neuer Gaswerke nichts wiſſen, werden uns alſo an der 
Abſtimmung nicht betheiligen, aber hier bleiben. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Der Herr Bürger: 
meiſter hat das Wort. 

Referent: Ich möchte nur den Herrn Collegen Dr. Vogler 
aufmerkſam machen, dafs es durchaus nicht richtig iſt, dass wir 
das früher gewuſst haben. Wir haben das erſt heute erfahren. 
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Es fand eine Beſprechung zwiſchen Sr. Excellenz dem Herrn 
Statthalter und dem Herrn Landmarſchall ſtatt, und bei dieſem 
Anlaſſe haben wir in Erfahrung gebracht, dajs nur eine kurze 
Seſſion des Landtages, nämlich eine dreitägige, geplant iſt; daher 
muste heute im Plenum über dieſe Angelegenheit referiert werden. 
Das iſt der Grund, warum es bei dieſen Anträgen ſo eilig zu— 
gegangen iſt. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. CTueger: Herr Gem.⸗Rath Dr. 
Vogler! 

Gem.-Nath Dr. Vogler: Ich möchte aber doch das löbliche 
Präſidium erſuchen, man möge, wenn ſchon ſolche dringende 
Angelegenheiten vorkommen, es wenigſtens der Mühe wert finden 
und ſo anſtändig ſein (Oho-Rufe links), die Oppoſition davon 
rechtzeitig in Kenntnis zu ſetzen. Meine Herren! Solche Angelegen— 
heiten ſind manchmal auch unter unſerer Herrſchaft in dieſem 
Saale nothwendig geweſen. Man hat zu irgend etwas die Oppoſition 
gebraucht — und Sie brauchen uns in dem Momente, wie einen 
Biſſen Brot — da hat es der jeweilige Bürgermeiſter gewiss 
nicht unter ſeiner Würde gehalten, mit dem Führer der Oppoſition 
in Verhandlungen zu treten und demſelben zu ſagen: „Geſchätzter 
Herr College (Heiterkeit links. — Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueger: 
Das hat er nie gejagt! Lebhafte Heiterkeit.), in der nächſten 
Sitzung wird das verhandelt werden. Wie ſtellen Sie ſich zu der 
Sache?“ So, meine Herren, iſt man früher vorgegangen. Ich 
bedauere, daſs dieſer Modus, der eigentlich nur dem Gebote der 
in parlamentariſchen Körperſchaften nothwendigen und natürlichen 
Billigkeit entſpricht, nunmehr ganz abhanden gekommen iſt. (Beifall 
rechts.) 

Bice-Würgermeifler Dr. Tueger: Wünſcht noch einer der 
Herren das Wort? Wenn nicht (Niemand meldet ſich), ſo erkläre 
ich die Debatte für geſchloſſen. 

Ich bin leider gezwungen, von dem Rechte des Vorſitzenden, 
eventuelle Berichtigungen vorzubringen, Gebrauch zu machen. Ich 
muſs nämlich den Herrn Collegen Dr. Vog her dahin berich— 
tigen, daſs die Vorgänger auf dieſem Stuhle, die früheren Bürger— 
meiſter, insbeſondere aber Bürgermeiſter Dr. Prix, mit dem 
Führer der Oppoſition nie wegen ſolcher Dinge unterhandelt 
haben. (So iſt es! links.) 

Ich habe heute den Herren gejagt: es mujste das auf die 
Tagesordnung kommen, und habe dabei förmlich um Entſchuldigung 
gebeten. Das hat hie und da einmal Dr. Prix gethan, aber er 
hat es auch oft nicht gethan. Dass aber jemals mich Dr. Prix 
einen „geſchätzten Herrn Collegen“ genannt hat (Lebhafte Heiter— 
keit links), iſt nicht richtig. 

Zur thatſächlichen Berichtigung Herr Dr. Vogler. 

Gem.⸗Nath Dr. Vogler: Ich will nur Folgendes erklären: 
Wenn Herr Vice-Bürgermeiſter Dr. Lueg er bemerkt, dass von 
den früheren Bürgermeiſtern, insbeſondere vom Bürgermeiſter 
Dr. Prix, was ſchon eine Einſchränkung bedeutet, niemals in 
ſolcher Weiſe an ihn herangetreten worden iſt, ſo möchte ich be— 
merken, daßs ich mich eines Falles erinnere, wo das doch der 
Fall geweſen iſt. Der Bürgermeiſter hat gelegentlich des Ankaufes 
des Lakansky⸗Hauſes auch Herrn Dr. Lueg er zu einer Vor— 
beſprechung eingeladen und hat ihn um ſeine Meinung über dieſe 
Angelegenheit befragt. (So iſt es! rechts.) Ich bitte, das zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Tueger: Jetzt bitte ich, weil 
Herr College Dr. Vog ler alles ſo genau weiß, auch Folgendes 
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zur Kenntnis zu nehmen. Bürgermeiſter Dr. Prix hat mich bei 
der Frage des La zanskh-Hauſes deswegen mit zur Berathung ge⸗ 
zogen, weil Dr. Prix das Haus gekauft hat, ohne dass ein 
Beſchluſs des Gemeinderathes vorausgegangen war (Heiterkeit und 
Zuſtimmung links. — Gem.⸗Rath Dr. Klotzberg: Zum Vor⸗ 
theile der Gemeinde!), er war daher genöthigt, den Führer der 
Opposition — ich war damals Obmann des Bürgerclubs — 
zu fragen, ob er damit einverſtanden iſt. Das iſt etwas ganz 
anderes, als was jetzt vorliegt. Herr College Dr. Vogler hat 
gerade durch das, was er jetzt erzählt, der früheren Oppoſition 
das beſte Zeugnis ausgeſtellt, dass fie nie in chicanöſer Weiſe, 
ſondern immer dann, wenn es ſich um die Intereſſen der Gemeinde 
gehandelt hat, auch eventuell gemeinſam mit der Majorität vor⸗ 
gegangen iſt. Das bitte ich, auch zur Kenntnis zu nehmen. (Leb⸗ 
hafter Beifall und Händeklatſchen links.) 

Wir ſchreiten nun zur Abſtimmung. Ich bitte jene Herren, welche 
mit dem Antrage des Herrn Bürgermeiſters einverſtanden ſind, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ich conſtatiere, daſs dieſer 
Antrag mit mehr als 70 Stimmen zum Beſchluſſe erhoben 
worden iſt. 

Beſchluſs: 1. Der Gemeinderat beſchließt, eine ſchwebende 
| Schuld im Betrage von 5 Millionen Gulden für den 

Bau ſtädtiſcher Gaswerke aufzunehmen, von welcher 

nur nach Maßgabe des Bedarfes Gebrauch zu machen iſt. 

Die Rückzahlung erfolgt aus dem Erlöſe des 
60⸗Millionen⸗Kronen⸗Anlehens. 

2. An den n. d. Landtag iſt im Sinne des 8 521 
des Wiener Gemeindeſtatutes die Bitte um Bewilligung 
zur Aufnahme einer ſchwebenden Schuld bis zum 
Betrage von 5 Millionen Gulden zum Zwecke der 
Erbauung ſtädtiſcher Gaswerke gegen Rückzahlung der— 
ſelben aus dem Ertrage des 60 Millionen-Kronen⸗ 
Anlehens zu ſtellen. 

3. Der Gemeinderath beſchließt, an die hohe 
Regierung eine Petition zu richten, in welcher um 
Einbringung einer Geſetzesvorlage gebeten wird, durch 
welche der Gemeinde Wien für das aufzunehmende 
60⸗Millionen⸗Kronen⸗Anlehen 

a) die Stempel⸗ und Gebürenfreiheit der Schuld— 
verſchreibungen und Coupons, 

b) die Steuerbefreiung bezüglich der Zinſen, 

c) die Zulaſſung der Schuldverſchreibungen zur 
fruchtbringenden Anlegung von Capitalien der 

Stiftungen, der unter ämtlicher Aufſicht ſtehenden 

Anſtalten, von Pupillen-, Fideicommiſs⸗ und 

Depoſitengeldern und zum Börſencourſe, jedoch nicht 

über den Nennwert, zu Dienſt- und Geſchäfts— 

cautionen gewährt wird. 

4. Mit der Durchführung ſämmtlicher vor— 
ſtehender Beſchlüſſe wird der Bürgermeiſter betraut. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. CTueger: Ich bitte Herrn Vice— 
Bürgermeiſter Dr. Neumayer zum Referate. 

20. Referent Bire-Würgermeifter Dr. Neumayer: Ich 
habe die Ehre, zu referieren zur Zahl 10481. Der Hilfsverein der 
Diurniſten der Commune Wien hat um eine Subvention angeſucht. 
Dieſer Hilfsverein, deſſen Zweck ja den Herren bekannt iſt, geht 
in zweifacher Richtung vor. Er ſichert nicht nur einen Begräbnis— 
beitrag für Todesfälle, ſondern auch Unterſtützungen. Für dieſen Hilfs⸗ 
ü 22 
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verein beantragt der Stadtrath für heuer eine Subvention im 
Betrage von 500 fl., wie es in den früheren Jahren, namentlich 
im Jahre 1895, der Fall war, zu gewähren. Ich empfehle Ihnen 
die Annahme dieſes Antrages. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Cueger: Wünſcht einer der Herren 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich jene 
Herren, welche mit dem Antrage einverſtanden ſind, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt zum Beſchluſſe 
erhoben. 

Beſchluſs: Dem Hilfsvereine der Diurniſten der Commune 
Wien wird, wie im Vorjahre, eine Subvention von 
500 fl. auch pro 1896 gewährt. | 

21. Referent Pice-Bürgermeifter Dr. Neumayer: Zur 
Zahl 10412. Anläßslich der Verfaſſung und des Abſchluſſes des 
ſtaliſtiſchen Jahrbuches vom Jahre 1894 hat der Stadtrath in 
ſeiner heutigen Sitzung beſchloſſen, verſchiedenen Beamten Remunera— 
tionen im Geſammtbetrage von 1180 fl. zu gewähren. Durch 
dieſe Remuneration erſcheint der zur Verfügung ſtehende Credit 
um 100 fl. überſchritten und iſt daher der Stadtrath veranlaſst, 
den Antrag zu ſtellen, ihm einen Zuſchuſscredit von 100 fl. zu 
gewähren. 

Ich empfehle Ihnen die Annahme dieſes Antrages. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Lueger: Wünſcht einer der Herren 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich jene 
Herren, welche mit dem Antrage einverſtanden ſind, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt zum Beſch luſſe erhoben. 
Beſchluſs: Zur Rubrik III 15 c „Remunerationen für die 

Verfaſſung des ſtatiſtiſchen Jahrbuches und des Ver— 
waltungsberichtes“ wird ein Zuſchuſscredit von 100 fl. 
bewilligt. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Lueger: Ich erſuche nun Herrn 
Collegen Büſch zum Referate. 

22. Referent Gem.⸗Nath Nüſch: Ich habe die Ehre, zu 
referieren zur Zahl 10476. Die freiwillige Turnerfeuerwehr 
Unter⸗Meidling im XII. Bezirke ſucht um eine Subvention an. 
Dieſe freiwillige Turnerfeuerwehr verſieht nicht nur den Feuer— 
löſchdienſt im XII. Bezirke, ſondern insbeſondere erſte Hilfeleiſtungen 
bei eintretenden Unglücksfällen. Sie hat im verfloſſenen Jahre 
503 Krankentransporte nach verſchiedenen Spitälern ausgeführt 
und in 264 Fällen Hilfeleiſtungen gewährt. 

Im Jahre 1894 iſt ihr vom Gemeinderathe eine Subvention 
von 500 fl. bewilligt worden, im Vorjahre 1000 fl. Der Stadt— 
rath beantragt, für das Jahr 1896 700 fl. zu gewähren. Dieſe 
Poſt käme als Zuſchuſscredit auf der neu zu eröffnenden Rubrik 
XXXVI 4 f pro 1896 zu verrechnen. Ich bitte um Ihre Zu— 
ſtimmung. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Cueger: Wünſcht einer der Herren 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich jene 
Herren, welche mit dem Antrage einverſtanden ſind, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Beſchluſs: Der freiwilligen Turnerfeuerwehr in Unter-Meidling 
wird eine Subvention von 700 fl. pro 1896 gewährt. 
Zur Deckung dieſer Auslage wird ein Zuſchuſscredit 
in der Höhe des Erforderniſſes bewilligt, und iſt 
dieſelbe auf der neu zu eröffnenden Rubrik XXXVI Af 
pro 1896 zu verrechnen. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Cueger: Zum Referate Herr 
College Sebaſtian Grünbeck. 
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23. Referent Gem. Nath Sebaſtian Grünbeck: 
Zahl 10327. Der Verein zur Pflege des Jugendſpieles in Hernals 
um Subvention. ö 

Meine Herren, ich erſuche um Ihre Zuſtimmung, eine Sub— 
vention von 200 fl. zu gewähren. Es iſt nämlich auf dem R ofen: 
ſtein'ſchen Stiftungsgrunde ein großer Platz für Jugendſpiele 
errichtet worden. Es iſt die Abhaltung von Jugendſpielen gewiss 
viel beſſer für die Jugend, als wenn ſie auf den Straßen 
herumläuft. Ich erſuche um Ihre gütige Zuſtimmung. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Tueger: Das Wort hat Herr 
Gem.-Rath Matthies! 

Gem.-RNath Matthies: Ich möchte den Herrn Referenten 
fragen, ob dieſer Verein auch früher eine Subvention bekommen hat? 

Referent: Ja, und zwar unter dem Bezirkshauptmanne 
v. Friebeis eine Subvention von 1000 fl. Damals iſt der 
Platz errichtet worden. Jetzt iſt das eine jährliche Subvention. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bitte ich jene 
Herren, welche mit dem Autrage einverſtanden ſind, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt zum Beſchluſſe erhoben. 
Beſchluſs: Dem Vereine zur Pflege des Jugendſpieles in 

Hernals wird eine Subvention von 200 fl. pro 1896 
bewilligt. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Lueger: Zum Referate bitte ich 
Herrn Collegen Weſſely. 

24. Referent Gem. Rath Weſſely: Zahl 10421. Auf Grund 
eines Bauamtsberichtes hat der Magiſtrat den Antrag geſtellt, es 
habe die Aufnahme eines zweiten Partieführers für die Reinigungs— 
arb eiten am Central-Viehmarkte zu erfolgen. 

Der Stadtrath hat aber dieſem Antrage feine Zuſtimmung 
nicht gegeben und beantragt (liest): 

„Die Aufnahme eines zweiten Partieführers ſei abzulehnen. 
Mit der Beaufſichtigung der Reinigungsarbeiten ſei ein bereits 
beſchäftigter Arbeiter zu betrauen, deſſen Taglohn aus dieſem 
Anlaſſe um 20 kr. zu erhöhen iſt.“ 

Ich erſuche Sie um die Annahme dieſes Antrages. 

Vice Bürgermeifler Dr. Tueger: Herr Gem.-Rath 
Seiler! 

Gem. Rath Seiler: Ich möchte an den Herrn Referenten 
die Frage richten, ob der Aufſeher für dieſe Reinigung auch die 
Desinfection beaufſichtigt; denn ich erinnere mich, vor circa zwei 
Jahren wurde der Beſchluſss gefajst, dafs die mit der Reinigung 
betrauten Arbeiter auch die Desinfection vorzunehmen haben. In 
dieſem Falle wäre die Erhöhung von 20 kr. ſehr gering. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. CTueger: Der Herr Referent! 

Referent: Die Sache verhält fi fo: Auf dem Central 
Viehmarkte find 40 Arbeiter zur Reinigung und Desinficierung 
der Stallungen angeſtellt. Nun hat aber im vergangenen Jahre 
der Bezirkshauptmann auf Anſuchen des Bauamtes außer der 
bereits dort beſtehenden alten Kehrmaſchine eine neue Kehrmaſchine 
beiſtellen laſſen, und durch dieſe Einführung des Straßen— 


kehrens mit den Kehrmaſchinen, führt das Bauamt aus, ſind die 
Arbeiter in zwei Partien getheilt, fo dafs der bisherige Partie— 
führer nicht in der Lage iſt, beide Partien zu überwachen. Der 
Stadtrath war aber der Meinung, dafs der Partieführer bei der 
einen Partie nicht ſtehen zu bleiben braucht, ſondern hin- und 
hergehen kann und einſtweilen einer der Arbeiter mit der Beauf— 
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ſichtigung der einen Partie, die den Straßenmiſt aufhäuft, beauf— 

tragt werden ſoll. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, ſo bringe ich 
den Antrag des Referenten zur Abſtimmung. Jene Herren, welche 
dafür find, bitte ich, die Haud zu erheben. (Geſchieht.) Ange: 
nommen. 

Beſchluſs: Die Aufnahme eines zweiten Partieführers für die 
Reinigungsarbeiten am Central-Viehmarkte wird ab— 
gelehnt. Mit der Beaufſichtigung der Reinigungs— 
arbeiten iſt ein bereits beſchäftigter Arbeiter zu be— 
trauen, deſſen Taglohn aus dieſem Anlaſſe um 20 kr. 
zu erhöhen iſt. 

25. Nefereut Gem.-Rath Weſſely: Zur Zahl 10387. 
Anſuchen des Unterſtützungsvereines des VII. Bezirkes um eine 
Subvention. Dieſer Verein bethätigt eine wahre reine Humanität 
dadurch, dass er, wie beiſpielsweiſe im vergangenen Jahre an 82 Hilfs: 
bedürftige den Betrag von 1191 fl. vertheilte. Nachdem der Verein auch 
in vergangenen Jahren eine Subvention von 200 fl. erhielt, ſo be— 
antragt der Stadtrath, für das Jahr 1896 wieder 200 fl. zu be— 
willigen. Ich erſuche um Annahme dieſes Antrages. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Tueger: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Wenn nicht, bringe ich den Antrag 
des Referenten zur Abſtimmung. Jene Herren, welche dafür ſind, 
bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Beſchluſs: Dem Unterſtützungsvereine für Arme des VII. Be— 

zirkes wird, wie im Vorjahre, eine Subvention von 
200 fl. auch pro 1896 gewährt. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Cueger: Meine ſehr geehrten 
Herren Collegen! Sie werden übermorgen das Weihnachtsfeſt 
zu feiern beginnen. Das Weihnachtsfeſt iſt eines der ſchönſten 
und herrlichſten Feſte unſerer Religion. Jeder freut ſich im 
Kreiſe der Familie, jeder wünſcht, daſs er für dieſe Tage vor 
Kummer und Sorge bewahrt bleibe. Der Bürgermeiſter von 
Wien läſst Ihnen — und zwar der geſammten Bevölkerung von 
Wien — insbeſondere aber auch Ihnen, meine ſehr geehrten 
Herren Collegen, ohne Unterſchied der Partei (Bravo! rechts), durch 
meinen Mund fröhliche Weihnachten und ein glückſeliges neues 
Jahr wüunſchen! (Allgemeiner Beifall, Händeklatſchen links.) 

Die öffentliche Sitzung iſt geſchloſſen, es findet 
eine kurze vertrauliche Sitzung ſtatt. 

(Schluss der öffentlichen Sitzung 6 Uhr 30 Minuten abends.) 


Beſchluſs-Protokoll 


der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
vom 22. December 1896. 
Vorſitz: Vice-Vürgermeiſter Dr. Lueger. 

1. (10052.) Bice-Bürgermeifler Dr. Neumayer beantragt: 
Dem hochwürdigen Herrn Ferdinand Mann wird für ſeine 
nahezu zweijährige Beſorgung der ſeelſorglichen Agenden der Ver— 
ſorgungsanſtalt in St. Andrä eine Remuneration von 250 fl. 
gewährt und zur Rubrik XXXVII 15 a ein Zuſchuſscredit in der 
Höhe des nicht bedeckten Theilbetrages per 160 fl. bewilligt. 

(Angenommen.) 
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2. (10455.) Derſelbe beantragt, der Frau Katharina Eßler, 
Gattin des verſchollenen Marktcommiffärs Joſef Eß ler, die 
Gnadengabe von jährlich 250 fl. vom 1. October 1896 an auf 
drei Jahre zu verlängern. (Angenommen.) 

3. (10340.) Gem.-Nath Dr. Mayreder beantragt: Es ift 
namens der Gemeinde Wien der Ausführung der Überbrückung 
der Gürtellinie der Wiener Stadtbahn über die Gumpendorfer— 
ſtraße in Kilometer 1˙951 nach der von der k. k. Generaldirection 
der öſterreichiſchen Staatsbahnen vorgelegten Projectſkizze, wonach 
die lichte Höhe dieſer Überbrückung um 20 em, d. i. von 5 m 
auf 4˙80 m reduciert werden ſoll, unter der Bedingung zuzu— 
ſtimmen, dafs bei Ausführung des Objectes eine etwaige Herab⸗ 
ſetzung der Conſtructionsunterkante unter das abſolute Maß von 
192˙45 m vermieden und bei Anlage der Sockel der Widerlager 
auf eine nachträgliche Senkung der Gumpendorferſtraße an dieſer 
Stelle um 30 em Rückſicht genommen werde. (Angenommen.) 

4. (10050.) Gem.-Rath Lorenz Müller beantragt, dem 
Caſſier des Armen⸗Inſtitutes des II. Bezirkes, Franz Beutel, die 
goldene Salvator-Medaille zu verleihen. Angenommen.) 

(Schluſs der Sitzung.) 


Itadtrath. 
Sitzungen des Stadtrathes. 


Dienstag, den 29. December 1896. 
Mittwoch, den 30. December 1896. 


Allgemeine Uachrichten. 


Donauregulierungs-Commiſſion. 


(Sitzung vom 16. December 1896.) 

In der unter dem Vorſitze des Herrn Statthalters Erich Grafen 
Kielmansegg ſtattgehabten Plenar- Sitzung beſchloß die 
Donauregulierungs-Commiſſion über Anregung der Stadteurie, das 
Anſuchen der Gemeinde Wien um Bewilligung einiger Conſtructions— 
änderungen der neu zu erbauenden Franzensbrücke über den Donau— 
canal, gegen welches die Donauregulierungs-Commiſſion ſeinerzeit 
Stellung genommen hat, bei einer neuen Localverhandlung, zu 
welcher der Schiffahrtsgewerbe-Inſpector und die Schifffahrts— 
intereſſenten einzuladen wären, nochmals in Erwägung zu ziehen. 

Weiters wurde den Beſchlüſſen des techniſch-adminiſtrativen 
Comités, nach welchen die Schleuſenkammer in Nufsdorf nach dem 
von der Bauleitung ausgearbeiteten Projecte auszuführen, das 
heißt die Sohle zu betonieren iſt und ferner gegen die von der 
Gemeinde Wien angeſuchte Bewilligung zur Schottergewinnung 
im Donauſtrome eventuell im Donaucanale keine Einwendung 
erhoben werden ſoll, die Genehmigung ertheilt, ſodann beſchloſſen, 
mit der Allgemeinen öſterreichiſchen Transport-Geſellſchaft wegen 
pachtweiſer Überlaſſung eines Ufergrundes zum Zwecke der Er— 
richtung einer Mörtelfabrik in Verhandlung zu treten. 

Nach Erledigung einiger Perſonalangelegenheiten erklärte es 
die Donauregulierungs-Commiſſion ſchließlich für wünſchenswert, 
die Anlagen von Stauwehren zum Zwecke der Wienthal-Waſſer⸗ 
leitung in Augenſchein zu nehmen, um einer allfälligen Gefährdung 
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ihrer bei der Umwandlung des Wiener Donaucanales in einen 
Handels- und Winterhafen vorliegenden Intereſſen rechtzeitig vor— 
beugen zu können. 


Wiener Dienſtboten-Kraukencaſſa. 

Zufolge Stadtraths-Beſchluſſes vom 4. December 1896, 
3. 9695, wurde der an die Dienſtboten-Krankencaſſa von den 
Dienſtgebern zu leiſtende Jahresbeitrag pro 1897 mit einem 
Gulden ö. W. für jeden Dienſtboten feſtgeſetzt und die Gebür für 
jedes neu auszufertigende Büchel mit dem Betrage von 10 kr. 
bemeſſen. 

Die Einzahlung dieſes Jahresbeitrages, die An- und Abmeldung 
der Dienſtboten und die Ausfertigung der Spitalsanweiſungen 
erfolgt für die im J., VIII. und IX. Bezirke wohnhaften Dienſt— 
geber bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa im neuen Rathhauſe und für 
die in den übrigen Bezirken wohnhaften Dienſtgeber bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa⸗Abtheilung des betreffenden magiſtratiſchen Bezirksamtes 
während der Amtsſtunden von 8 Uhr vormittags bis 2 Uhr 
nachmittags. 

Die Dienſtboten⸗Krankencaſſa übernimmt nach den Beſtim⸗ 
mungen der Statuten die Zahlung der auflaufenden Spitalsver— 
pflegskoſten in der Höhe bis zu einem Monat für erkrankte, bei 
dieſer Caſſa angemeldete Dienſtboten, welche in den hieſigen öffent— 
lichen Krankenanſtalten, im Spitale der Iſraeliten zu Währing, 
im Erzherzogin Sophien-Spitale am Neubau und in der allgemeinen 
Poliklinik am Alſergrund, oder im Bedarfsfalle in anderen öffent— 
lichen, in den im Reichsrathe vertretenen Ländern gelegenen 
Spitälern verpflegt werden. 

Die Vortheile, welche jedem Dienſtgeber aus dem Beitritte 
zur Krankencaſſa erwachſen, ſind einleuchtend, indem man durch 
die Entrichtung eines ſo geringen Betrages für einen erkrankten 
Dienſtboten das Recht auf deſſen unentgeltliche Verpflegung in 
den obigen Krankenhäuſern erlangt, ohne die ſonſt vorgeſchriebenen 
Verpflegskoſten von täglich mindeſtens einen Gulden entrichten zu 
müſſen. 

Die P. T. Dienſtgeber werden jedoch aufmerkſam gemacht: 

dafs nach § 3 der obbeſagten Statuten die Einzahlung mit 
dem ganzjährigen Betrage in den erſten 14 Tagen des Monates 
Jänner, und mit den halbjährigen Beträgen in den erſten 14 Tagen 
der Monate Jänner und Juli eines jeden Jahres zu geſchehen habe, 

dass jede ſpätere Einzahlung, auch von Parteien, welche bereits 
Theilnehmer dieſer Caſſa waren, als neuer Beitritt behandelt wird, 
daher in einem ſolchen Falle, wenn ein Dienſtbote erkrankt, die 
unentgeltliche Verpflegung erſt 14 Tage nach der geleiſteten Zahlung 
eintritt, 

daſs, im Falle der Beitritt zur Dienſtboten-Krankencaſſa erſt 
erfolgt, wenn ein Dienſtbote bereits krank und ſpitalsbedürftig 
geworden iſt, für denſelben in keinem Falle eine Zahlung aus 
dieſer Caſſa geleiſtet wird, 

dafs im Falle eines eintretenden Dienſtwechſels die rechtzeitige 
Anmeldung der neu aufgenommenen Dienſtperſonen zur Zeit des 
Dienſteintrittes bei der betreffenden Zahlſtelle der Dienſtboten— 
Krankencaſſa nicht außer Acht zu laſſen, 

und dajs im Falle der Aufnahme eiues erkrankten Dienſtboten 
in die Spitalspflege die ſofortige polizeiliche Abmeldung zu ver— 
anlaſſen iſt. 

Wegen des in den erſten 14 Tagen des Monates Jänner 
bei den obigen Zahlſtellen vorausſichtlich herrſchenden Andranges 
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wurde zur Bequemlichkeit der Dienſtgeber die Verfügung getroffen, 
dajs bei dieſen Zahlſtellen die Beiträge pro 1897 ſchon im Laufe 
dieſes Monates eingezahlt werden können. 


Approviſtonierungs-Angelegenheiten. 


Zufuhr von Schweinen aus den wegen Schweinepeft geſperrten. 
Gebieten in Ungarn, Croatien und Slavonien nach dem ſtädtiſchen 
Schlachthauſe im XII. Bezirke (Meidling) in Wien. 


Die k. k. n.⸗6. Statthalterei hat unterm 1. December 1896, 
3. 109602 (M.⸗Z. 210725 XV), Nachſtehendes kundgemacht: 

Das hohe k. k. Miniſterium des Innern hat laut Erlaſſes 
vom 18. November 1896, Z. 37120, dem Anſuchen des Fleiſch— 
ſelchers Ferdinand Weber in Wien, IX. Bezirk, Bindergaſſe 7, 
und des Fleiſchhauers und Stechviehhändlers Joſef Höbling 
in Wien, XIV. Bezirk, Schweglerſtraße 28, um Bewilligung zum 
Bezuge von Schweinen aus den wegen Schweinepeſt geſperrten 
Gebieten in Ungarn, Croatien und Slavonien gegen Beobachtung 
der in den Erläſſen vom 12. Auguſt und 3. September 1895, 
33. 23935 und 26150, ſowie vom 13. Jänner 1896, Z. 37410 
ex 1895 (h. ä. Kundmachung vom 17. Auguſt und 16. Sep: 
tember 1895, 38. 77999 und 87540, und vom 31. Jänner 1896, 


Z. 7697), vorgeſchriebenen Bedingungen mit der Beſchränkung 


Folge gegeben, dass ſämmtliche aus den wegen Verſeuchung 
jeweilig geſperrten Gebieten nach Maßgabe der bezüglichen Vor— 
ſchriften bezogenen Schweine im ſtädtiſchen Schlachthauſe zu 
Meidling gegen Entrichtung der vom Wiener Magiſtrate normierten 
Gebüren der Schlachtung zu unterziehen ſind. 

Hinſichtlich der in Rede ſtehenden Zufuhren haben demnach 
außer den allgemeinen Beſtimmungen der in Rede ſtehenden Kund— 
machungen insbeſondere nachfolgende Vorſchriften Anwendung zu 
finden: 

1. Es dürfen nur geſunde Schweine, jedoch ohne Beſchränkung 
auf ein Minimal-Lebendgewicht, behufs Schlachtung bezogen 
werden. | 

2. Die betreffenden Schweinetrausporte müſſen mit den vor— 
ſchriftsmäßigen Viehpäſſen und überdies mit den ſtaatsthierärztlichen, 
für jeden einzelnen Waggon ausgefertigten Geſundsheits⸗Certificaten 
gedeckt ſein und dürfen nur in im Beiſein und unter Verant— 
wortung von Staatsthierärzten verſchloſſenen und plombierten 
Waggons in die Eiſenbahnſtation Wien (St. Marx) überbracht 
werden. 

3. Alle Schweinewaggons, welche ohne ſtaatsthierärztliches 
Geſundheits⸗Certificat einlangen oder deren Plombe verletzt iſt, 
oder in denen die Zahl der vorhandenen Schweine mit der in 
dem Geſundheits⸗Certificate für jeden einzelnen Viehwaggon au: 
gegebenen Zahl der Schweine nicht wenigſtens übereinſtimmt, 
ſind ſofort, ohne Ausladung, jedoch nach Fütterung und Tränkung 
auf Koſten des Verſenders und unter gleichzeitiger telegraphiſcher 
Mittheilung an das königlich ungariſche Ackerbauminiſterium, 
beziehungsweiſe an die betreffende Landesregierung in die Aufgabs— 
ſtation zurückzuſenden. 

4. Die betreffenden Schweinetransporte dürfen nur in den 
Tagesſtunden zwiſchen 6 Uhr morgens und 5 Uhr abends am 
Bahnhofe in Wien (St. Marx), und zwar an der der Borſtenvieh— 
rampe gegenüberliegenden proviſoriſchen Rampe einlangen und 
übernommen werden. 
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5. Die einlangenden Transporte ſind nach Conſtatierung der 
Richtigkeit der Provenienzſcheine und Geſundheits⸗Certificate, der 
Unverletztheit der Plomben und der Übereinſtimmung der Zahl 
der in den einzelnen Waggons vorhandenen mit der aus den 
betreffenden Geſundheits⸗Cerlificaten erſichtlichen Zahl von Schweinen 
der eingehendſten amtsthierärztlichen Unterſuchung zu unterziehen 
und ſind alle kranken oder verdächtigen Thiere ſofort dem Waſen— 
meiſter zur Vertilgung zu übergeben. 


6. Die amtsthierärztlich zugelaſſenen Schweine ſind unter 
Vermeidung des Central-Viehmarktes, mit Abfuhrſcheinen gedeckt, 
auf dem von der Wiener Marktbehörde vorzuzeichnenden Wege und 
unter von derſelben weiters vorzuſchreibenden Modalitäten ſofort 
per Wagen mittels Pferdegeſpann in das Schlachthaus nach 
Meidling, XII. Bezirk in Wien, zu bringen, woſelbſt beim Einlangen 
der Thiere hinſichtlich des Geſundheitszuſtandes derſelben und der 
Übere inſtimmung ihrer Stückzahl mit den in Abfuhrsſcheinen 
angegebenen Daten die genaueſte Controle ſtattzufinden hat und 
ſogleich die Desinfection der zur Einfuhr benützten Wägen vor— 
zunehmen iſt. 


7. Sämmtliche an einem und demſelben Tage in das Schlacht— 
haus nach Meidling gebrachten Schweine ſind dort binnen längſtens 
48 Stunden der Schlachtung zu unterziehen, doch iſt der Wiener 
Magiſtrat ermächtigt, dieſe 48ſtündige Friſt angemeſſen, längſtens 
aber auf weitere 48 Stunden im Falle ganz ausnahmsweiſer Ver— 
hältniſſe, insbeſondere wenn Stockungen im Eiſenbahnbetriebe 
eintreten, zu erſtrecken. 


Vor der Aufnahme von Schweinen aus einem neuen Trans— 
porte müſſen die in der betreffenden Stallabtheilung untergebrachten, 
von früheren Transporten herrührenden Schweine unter allen 
Umſtänden geſchlachtet und mußs dieſelbe der gründlichſten Reini— 
gung und vorgeſchriebenen Desinfection, ſowie der Lüftung unter— 
zogen worden ſein. 


8. Die in den Szällaſen vorhandenen lebenden Schweine 
ſind einer ununterbrochenen amtsthierärztlichen Aufſicht zu unter— 
ziehen und die unter ihnen an Schweinepeſt erkrankenden oder 
verdächtigen Thiere ſofort dem Waſenmeiſter behufs Vertilgung zu 
übergeben. 

9. Die Schlachtung der Schweine darf nur in Anweſenheit 
eines Amtsthierarztes ſtattfinden, der jedes einzelne Stück nach 
der Schlachtung der genaueſten Beſchau zu unterziehen und krank 
befundene Thiere ſofort dem Waſenmeiſter behufs Vertilgung zu 
übergeben hat. 


10. Fleiſch, Speck und alle übrigen verwertbaren Theile der 
geſchlachteten Schweine ſind bis zu ihrer Verarbeitung unausgeſetzt 
der ſorgfältigſten amtsthierärztlichen Controle zu unterziehen und 
falls ſich bezüglich dieſer Objecte die mindeſte ſanitäſsbedenkliche 
Veränderung ergibt, die bedenklichen Objecte ſofort der Vertilgung 
durch den Waſenmeiſter zuzuführen. 

Übertretungen dieſer Anordnungen werden nach den Be 
ſtimmungen des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 51, 
beſtraft, wobei auch die Vorſchriften des S 46 T.-S.-G. und der 
dazu erlaſſenen Durchführungs-Verordnung R.⸗G.⸗Bl. Nr. 35 
und 36 Anwendung finden. 


PA — —UE— 


Baubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen ſind die Geſchäftsnummern der 
Actenftiicde im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäft'⸗ 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Baubewilligungen wurden überreicht: 
vom 21. December bis 24. December 1896: 


Für Neubauten: 
III. Bezirk: Haus, Landſtraße Hauptſtraße 106, von Joſef Kalas, 
Maurermeiſter (9493). 


Für Adaptierungen: 
II. Bezirk: Malzgaſſe 8, Raimundgaſſe 2, von Theodor und Georg 
Meichl, Simmering, Bauführer A. Kurz (9488). 

V. Bezirk: Margarethenſtraße 3, von Thaddäus Reitzner, Bauführer 
E. Schwarzer (9486). 

Ramperſtorffergaſſe 32, von Anton Brunner, Maurer- 
meiſter (9492). 

Siebenbrunnengaſſe 36, von Johann Ullmann, Bauführer? 
(9497). 


Jeſuche um Bekanntgabe der Naulinie wurden überreicht: 


VI. Bezirk: Stiegengaſſe 4, von Ferdinand Wenderle, Baumeiſter, für 
| Martin Wald herr (9491). 
IX. Bezirk: Cluſius⸗ und Rögergaſſe, Einl.. 1432, von Melanie 


” „ 


7. ” 


Zimmermann, Helene Rieger und Oskar Fellner 
durch Dr. Alois Millanich (9498). 


Demolierungsanzeigen wurden überreicht: 
I. Bezirk: Herrengaſſe 30, von Laske & Fiala, Baumeiſter (9506). 


— — 


Gewerbeaumeldungen vom 18. December 1896. 


(Fortſetzung.) 

Maletz Thereſia, geb. Zameénik — Marktvictualien-Verſchleiß — XVI., 
Hasuerſtraße 76 (Thoreinfahrt). 
Maruſchitz Rudolf — Spengler — X., Bürgerplatz 4. 
Muſil Franz — Schneider — XII., Tivoligaſſe 41. 
Myslivee Franz — Riemer — XVII., Mayßengaſſe 10. 
Pavelee Karl — Tiſchlergewerbe — XIV., Nobilegaſſe 34. 
Prelog Eugenie — Canditen-Verſchleiß — VI., Gumpendorferſtraße 116. 
Puchegger Thereſe — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — 

Pereiragaſſe 1. 
Quarti Anton — Gaſtwirt — III., Keinergaſſe 19. 
Schaufler Joſefa — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — VI., Brauergaſſe 4. 
Steiner Marie — Wäſcheputzerei — IV., Kolſchitzkygaſſe 7. 
Sterneck Johann — Fleiſchhauergewerbe — XVI., Thaliaſtraße 42. 
Waſſak Johaun — Handelsgärtnerei — XIX., Daringergaſſe 7. 
| Weisl Franz, Dr., — Herausgabe der periodischen Druckſchrift; „Ofterr.» 
ung. Heeres-Zeitung“ — VI., Mariahilferſtraße 39. 
0 zn Adam — Betrieb eines Eislaufplatzes — IV., Karolinen— 

gaſſe 23. 

Zelnicek Marie — Marktvictualien-Verſchleiß — X., Eugenplatz. 

Zimmer Wilhelm — Chriſtbaum-Verſchleiß — IV., Hauptſtraße 59. 


% * 
* 


XIV., 


Gewerbeaumeldungen vom 19. December 1896. 


Andricek Eduard — Chriſtbaumhandel — II., Im Werd. 

Biberſchik Adolf — Fleiſchhauer — XII., Schönbrunnerſtraße 144. 

Dimporſaus Giov. Battiſte — Handel mit Naturblumen im Umherziehen 
— Gemeindegebiet von Wien mit Ausſchluſs des k. k. Praters. . 

Federbuſch Deborah, recte Antonia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., 
Kleine Schiffgaſſe 3. 

f all Marie — Verſchleißerin von Milch und Gebäck — II., Eivens- 
gaſſe 1. 

Feſinger Thereſe — Kaffeeſiederei — IX., Mariannengaſſe 32. 

Hochmuth Amalia — Leichenbeſtattung — XI., Kabelgaſſe 12. 

Hudeöet Marie — Verabreichung von Speiſen, Ausſchank von Bier, 
Wein und Obſtwein und Haltung erlaubter Spiele mit Ausnahme des Billard— 
ſpieles — II., Schüttelſtraße 39. 

Iglauer Johann — Obſthauſierer — XII., Aßmayergaſſe 28. 

Kejwal Franz — Tiſchler — XVII., Hernalſergürtel 13. 

Kraubner Johann — Chriſtbaumhandel — IX., Markt in der Por— 
zellangaſſe. 

Kroubichler Jakob — Milchmeier — XII., Dunklergaſſe 13. 

Kuchynka Antonia — Chriſtbaumhandel — IX., Außerhalb der Markthalle. 

Lhotak Leopold — Fiſchhandel — IV., Phorushalle. 
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Lukofojak Blaſius — Hufſchmied — II., Salzachſtraße, Omnibus ⸗Depot. | Seite 
Mayerhofer Heinrich — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — IX., Hahngaſſe 32. 7. Gem.⸗Rath Steiner, betreffend die Einführung einer Gemeinde— 
Mikſu Barbara — Chriſtbaumhandel — II., Am Brigittaplatz. umlage auf die Effectenſte nenn. 134 
Rößl Bonaventura — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIV., Kauergaſſe 11. 8. Gem.-Rath Kubik, betreffend die Errichtung eines Auslauf— 
Schauer Franz — Gaſtwirt — IX., Van Swietengaſſe 12. brunnens für den Fiakerſtandplatz in der Taborſtraße zunächſt 
Schauer Heinrich — Kleinhandel mit Brennmaterialin — IX., Mofer- „% œ mQÜÄ][ ]]]. ae Ar eek in 2 213 
gaſſe 8. | 9. Gem.⸗Rath Leho fer, betreffend Stellungnahme gegen die früh— 
Schuſsberg Mayer — Friſeur- und Raſeurgewerbe — II., Rothe Stern— Nef zeitigen Penſionierungen weiblicher Lehrkräfte.... 134 
gaſſe 4. eferate: 
Sedlacek Karoline — Papier⸗Verſchleiß, einſchließlich Mercantildruckſorten 10. Gem.⸗Rath Rauer, betreffend Aufhebung einer an die Sub— 

— II., Schwarzingergaſſe 1. ventionsgewährung für den Berbandsausichufg der Unterſtützungs⸗ 
Soffner Barbara — Verabreichung von Speiſen, Ausſchank von Bier, caſſa der freiwilligen Feuerwehren in Niederöſterreich pro 1897 
Wein und Obſtwein und Haltung erlaubter Spiele mit Ausnahme des Billard— geknüpften Bedingung mu ue ee A 

ſpieles — II., Mühlfeldgaſſe 16. 11. Gem.⸗Rath Purſcht, betreffend die Genehmigung der an— 

Spitz Kathi — Marktvictualienhandel — II., Im Werd. läſslich des Ausſtandes der ſtädtiſchen Feuerwehr im April 1896 
Steinkellner Franz — Chriſtbaumhandel — IX., Althanplatz, Gartenanlage. veranlaſsten Auslagen mp // UVV DmVunini 2135 

Teichmann Katharina — Sattlergewerbe — IX., Verggaſſe 43. 12. Gem.⸗Rath Hraba, betreffend den Rechnungsabſchluſs des 
| Unmuth Philipp — Verabreichung von Speiſen, Ausſchank von Bier, Lagerhauſes der Stadt Wien 10.1894 © 5 0. 2 wen 135 

Wein und Obſtwein und Haltung erlaubter Spiele mit Ausnahme des Billard: 13. Derſelbe, betreffend die Bewilligung eines Budgetproviſoriums 
ſpieles — II., Springergaſſe 23. JJ aan KVV en a ae 135 

Urban Emil — Wein und Spiritnofenhandel in Flaſchen — XI., Haupt⸗ 14. Gem.⸗Rath Dr. Mayreder, betreffend das Project für die 

ſtraße 11. architektoniſche Ausgeſtaltung des Viaductes der Gürtellinie der 

Wanko Alois — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Rötzergaſſe 40. Wiener Stadtbahn zwiſchen der Mollard- und der Harthaufer- 
Zanla Nikolaus — Chrifttaumhandel — IX., Außerhalb der Markthalle. DO se AO, Se AA a ee 2139 

Zdichynec Joſef — Chriſtbaumhandel — IX., Platz bei der Servitenkirche. 15. Derſelbe, betreffend das Project für die Halteſtelle „Nuſs— 
Zebiſch Wenzel — Wäſcherputzergewerbe — XVII., Kaſtnergaſſe 3. dorferſtraße“ der Gürtellinie der Stadtbau... .. 2139 

N 0 16. Gem.-Rath Seichert, betreffend den Verkauf eines Theiles 

4 aal an en 11 95 Fünfhaus, an die Eigen⸗ 
ümer der Realität Einl.-Z. 1039 VI. Bezirk.. 2140 

Gewerbeaumeldungen vom 21. December 1896, 17 En Rauer, betreffend den Verkauf eines Theiles der 

ina — Mir d Ir f 2 at.⸗Pare. 606/30 (öffentl. Gut) Penzing an den Eigenthümer 

e | Wirtsgewerbe und Fremdenbeherbergung III., der Realität Penzing, Hütteldorferſtraße, Cat.⸗Parc. 616,7, 623/38, 
BVlazek Marie — Verabreichung von Speiſen, Ausſchank von Bier, Wein 18 ! 885, Gottfried Alber fp ee . 214⁰ 

und Obftwein — XVIII, Kloſtergaſſe 19. Bürgermeiſter Strobach, betreffend die Aufnahme einer 
1 . 8 25 ſchwebenden Schuld im Betrage von 900.000 fl. .. 2141 

Dwokak Wenzel — Schuhmacher — II., Obere Augartenſtraße 22. f 25 f f 
Fuß Marie — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVIII. Ladenbur 5 19. Derſelbe, betreffend die Aufnahme einer ſchwebenden Schuld 
> 3 ggaſſe 30. u I j 1 5 

Helfgott Rive, recte Röſy — Verſchleiß von Puppen — II., Glocken— | für den Bau ſtädtiſcher Gaswerke und die Erwirkung von 
gaſſe Sa. : | ra für das aufzunehmende (0-Millionen-Kronen— m 

Hlehenn CC 


Hotar Johann — Kleinfuhrmann, Lie.⸗Nr. 1383 — II., Gerhardusg. 22. 

Huth Guſtav — Dauernde Geſchäftsbeſorgung gegen Proviſion für eine 
Firma — II., Traunfelsgaſſe 4. | 

Kausky Johann — Tiſchler — X., Rothehofgaſſe J a. 

Leitner Katharina — Obſthauſiererin — XII., Grieshofgaſſe 14. 

Panni Leopoldine — Gaſtwirtsgewerbe ($ 16, lit. b, e und g) — 
XIV., Goldſchlagſtraße 49. 

Pehersdorfer Leopold — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Erdbergſtr. 60. 

Pfeiffer Marie — Verkauf von Chriſtbäumen und Chriſtbaumaufputz — 
III., Auguſtinermarkt. 

Riegler Franz — Bäckergewerbe — II., Blumauergaſſe 10. 


Riegler Franz — Gemiſchtwaren⸗Verſchleis — II., Blumauergaſſe 10. 


Srednik Joſef — Fleiſch⸗Verſchleiß — II., Volkertmarkt. 
Strieg Marie — Kleinhandel mit Holz, Kohlen und Coaks — II., 
Taborſtraße 51. 
Thiel Marie — Kaffeeſchank (§ 16, lit. f, g) — XIV., Schweglerſtr. 25. 
Turcin Matthäus — Feilbieten von Vietualien im Umherziehen — IL, 
Novaragaſſe 43. 
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